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Energiewende ohne Plan
Die Energieversorgung ist das Herz-
Kreislaufsystem moderner Indus-
triestaaten. Ausgerechnet die von 
der Physikerin Merkel geführ-
te schwarz-gelbe Bundesregierung 
macht sie zum Spielball parteipoli-
tischen Kalküls. Eine Energiewende 
ohne Kompass.  Seite 6

Zerstörung der Demokratie
Am 30. Januar jährte sich zum 
80. Mal die Übergabe der Macht in 
Deutschland an die Faschisten um 
Adolf Hitler. Es ist von der „Macht-
ergreifung“ die Rede, doch wurden 
die Bedingungen für die Macht-
übertragung an die NSDAP  be-
reits vorher geschaffen. Seite 4

Alte Lahnbrücke wird 
behindertengerecht
Das Natursteinpflaster der alten 
Lahnbrücke wird um einen Pflas-
terbelag ergänzt, der es insbe-
sondere Menschen mit Rollstüh-
len und Rollatoren erleichtert, die 
Brücke zu passieren. Seite 10

Politik 

Neujahrsempfang der Wetzlarer SPD

Joachim Mertes spricht vor 200 Gästen Seite 2

Am ersten Sitzungstag des Bun-
desrates nach der Niedersachsen-
wahl und mit der neuen rot-grünen 
Mehrheit wurde auf Initiative der 
SPD eine wichtige Entscheidung 
getroffen: Der Bundesrat hat der 
Einführung eines flächendecken-
den gesetzlichen Mindestlohns von 
8,50 Euro zugestimmt!

Während die schwarz-gelb regier-
ten Länder geschlossen gegen den 
Entwurf stimmten, unterstütz-
ten auch die von einer großen Ko-
alition regierten Bundesländer 
Mecklenburg-Vorpommern und 
das Saarland den Mindestlohn, 
der endlich wieder für faire Löhne 
in Deutschland sorgen soll. 

Damit haben SPD und Grüne 
erstmals nach der gewonnenen 
Landtagswahl in Niedersachsen 
ihre neue Gestaltungsmehrheit im 
Bundesrat genutzt: Ein von acht 
Ländern unterstützter rot-grüner 
Antrag zur Einführung eines all-
gemeinen gesetzlichen Mindest-
lohns erhielt die Mehrheit der 
Stimmen. Nun ist der Bundestag 
– und die dortige schwarz-gelbe 
Mehrheit – am Zug. Sie muss sich 
entscheiden, ob sie mit den von 
ihr propagierten Lohnuntergren-
zen den Menschen weiterhin Pla-
cebos anbieten oder sich endlich 
auch für menschenwürdige Min-
destlöhne stark machen will. 

SPD will 8,50 Euro für alle
Die Initiative der rot-grünen 

Länder will 8,50 Euro als Min-
deststundenlohn als einklagba-
res Recht für alle Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer. Nach Vor-
stellungen der SPD soll eine zu je 
einem Drittel von Vertretern der 
Arbeitnehmer, Arbeitgeber und der 
Wissenschaft gebildete Kommis-
sion den gesetzlichen Mindestlohn 
jedes Jahr neu festsetzen. Es sollen 
auch keine Öffnungsklauseln nach 
unten vorgesehen werden – 8,50 
Euro stellt nach den Vorstellungen 
der Genossen die unterste Grenze 
dar. Schließlich soll jeder Mensch 
von seiner Arbeit auch leben kön-
nen. Das gehört zum Prinzip einer 
sozialen Marktwirtschaft und ist 

ein wesentlicher Bestandteil der 
Würde von Menschen. 

Schwarz-Gelb blockiert Min-
destlohn

Seit Jahren weigern sich nun 
CDU und FDP, den dringend not-
wendigen Schritt zu gehen und 
den gesetzlichen Mindestlohn zu 
ermöglichen.  Auch im Bundesrat 
agieren die Christliberalen nach 
ihrem altbekannten Strickmuster 
und setzen damit die jahrelange 
unsoziale Politik der Bundesregie-
rung fort.

Mit dieser Blockadehaltung ma-
chen Union und FDP erneut klar, 
dass es ihnen mit ihrer Mindest-
lohn-Rhetorik der letzten Wo-
chen nicht ernsthaft um die Nöte 
der Menschen geht – sondern nur 
um Wahlkampf. Nach Ansicht 
der Wetzlarer SPD ist es geradezu 
durchsichtig, dass CDU und FDP 
vor den Wahlen auf Bundesebe-
ne schnell noch ein Thema abräu-
men wollen, das die Menschen in 
Deutschland als extrem ungerecht 
empfinden. Sozialdemokraten 
werden sich aber nicht mit Lohn-
untergrenzen zufrieden geben, die 
nichts mit einem Mindestlohn zu 
tun haben, betonte der Stadtver-
bandsvorsitzende der Wetzlarer 
SPD, Manfred Wagner. 

Lohnuntergrenze ist kein Min-
destlohn

Das in den letzten Wochen von 
Schwarz-Gelb wortreich vorge-
tragene Modell einer sogenann-
ten „Lohnuntergrenze“ soll ledig-
lich für Branchen gelten, in denen 
es bislang keine Tarifverträge mit 
entsprechenden Regelungen gibt. 
Alle tariflich Beschäftigten wären 
also von dieser „Lohnuntergrenze“ 
ebenso ausgenommen wie Leih-
arbeiterinnen und Leiharbeiter. 

Das bedeutet im Klartext, dass 
die „Lohnuntergrenze“ nicht für 
jeden und auch nicht überall gel-
ten soll. Damit wird sich im Er-
gebnis ein Flickenteppich unter-
schiedlichster Regelungen in der 
gesamten Republik entwickeln.

Der Union und den Liberalen 
ist vorzuwerfen, mit grob irrefüh-
renden Begriffen Etikettenschwin-

del zu betreiben, schließlich ist 
eine „Lohnuntergrenze“ eben et-
was ganz anderes als ein flächen-
deckender und gesetzlich festge-
legter Mindestlohn, betonen die 
Wetzlarer Sozialdemokraten. 

Deutschland ist Niedriglohn-
land

In der jüngsten Bundesratsde-
batte bemühten insbesondere die 
Rednerinnen und Redner der CDU 
mehrfach die Bedeutung der Ta-
rifautonomie und trugen die Be-
hauptung vor, ein gesetzlicher 
Mindestlohn hätte negative Aus-
wirkungen auf die Beschäftigungs-
zahlen in Deutschland. 

Diese immer wieder vorgetrage-
ne Argumentation ignoriert aber 
die Fakten im Land: Ein Fünftel al-
ler Beschäftigten in Deutschland 
arbeitet dem Statistischen Bun-
desamt zufolge zu Niedriglöh-
nen, Tendenz seit Jahren steigend. 
Niedriglohn bedeutet einen Stun-
denlohn von unter 10,36 Euro. In 
Ostdeutschland sind es sogar 37 
Prozent der Beschäftigten. Und in 
besonderem Maße sind Frauen, 
junge Menschen und Beschäftigte 
im Dienstleistungsbereich betrof-
fen. Der durchschnittliche Stun-
denlohn geringfügig Beschäftigter 
in den ostdeutschen Ländern liegt 
unter 6,50 Euro.

Ob Taxifahrerinnen und -fahrer, 
Reinigungskräfte oder Beschäftig-
te in der Gastronomie – 80 Prozent 
von ihnen arbeiten zu Niedrig-
löhnen. Friseurinnen und Friseu-
re in Sachsen erhalten laut Hans-
Böckler-Stiftung gerade einmal 
3,82 Euro pro Stunde! Viele von ih-
nen müssen deshalb zusätzlich zu 
ihrem Lohn mit staatlicher Hilfe 
aufstocken. 

SPD: Taten statt Worte
Gegen diese Zustände helfen 

nach Ansicht der Genossen we-
der warme Worte noch der Verweis 
auf die Tarifautonomie. Schließlich 
sind immer weniger Menschen 
tarifgebunden beschäftigt.  Und 
selbst da, wo noch tariflich bezahlt 
wird, sieht es oftmals recht düster 
aus: In Thüringen sind tarifliche 
Lohnuntergrenzen von etwa 4,44 

Euro in der Floristik oder 6,26 Euro 
im Bäckerhandwerk vereinbart 
worden. Angesichts dieser Ent-
wicklungen darf nicht länger weg-
geschaut werden. Es bedarf „poli-
tischer Antworten“ und klarer ge-
setzlicher Rahmenbedingungen. 
Dies hat die SPD mit ihrer Initiati-
ve im Bundesrat deutlich gemacht. 

Dieser Vorstoß der SPD macht 
klar: Deutschland braucht einen 
gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 
Euro – für alle und überall. Da-
mit geben die Sozialdemokraten 
zugleich jenen drei Vierteln aller 
Deutschen eine Stimme, die sich 
für die Einführung eines gesetzli-
chen Mindestlohns aussprechen. 

Mindestlohn kann kommen
Bundesrat folgt SPD Initiative

Eines gesetzlichen Mindestlohns, 
wie es ihn in 20 EU-Ländern bereits 
gibt – in Frankreich sogar seit 1943!

EU: Gute Erfahrungen mit Min-
destlohn

In allen diesen Staaten hat die 
Einführung eines Mindestlohns 
aktuellen Studien zufolge kei-
ne negativen Auswirkungen auf 
die Beschäftigung gehabt. 14 die-
ser Staaten haben zu Jahresbeginn 
2013 ihre geltenden Mindestlöh-
ne sogar noch einmal angehoben! 
Damit liegt das Lohnminimum in 
Westeuropa der Hans-Böckler-Stif-
tung zufolge derzeit zwischen 8,65 
Euro (Irland) und 10,83 Euro (Lu-
xemburg). 
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Nicht nur der Frühling, auch der Mindestlohn kann kommen
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Joachim Mertes bei seinem 
engagierten Europabekenntnis
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Neujahrsempfang der SPD Wetzlar
Rheinland-pfälzischer Landtagspräsident Joachim Mertes beim Neujahrsempfang der Wetzlarer SPD

Einen überzeugten und engagier-
ten Fürsprecher Europas konnte 
Manfred Wagner als  Vorsitzender 
des SPD Stadtverbandes Wetzlar 
zum Neujahrsempfang im Nach-
barschaftszentrum  Niedergirmes 
begrüßen. Mit Joachim  Mertes 
(SPD), Landtagspräsident des Lan-
des Rheinland-Pfalz, war ein Politi-
ker mit sehr basisnahen Wurzeln in 
Wetzlar zu Gast. 

Die Begrüßung war dann auch 
sehr herzlich. Manfred Wagner 
konnte zudem Wetzlars Oberbür-
germeister Wolfram Dette eben-
so begrüßen wie Waldemar Kleber 
für die Stadtverordnetenversamm-
lung, den Fraktionsvorsitzenden 
der SPD Wetzlar Jörg Kratkey und 
den Ersten Kreisbeigeordneten des 
Lahn-Dill Kreises, Heinz Schrei-
ber. Dass auch Vertreter der ande-
ren Fraktionen, Repräsentanten 
von Vereinen und Bürgerschaft zu 
diesem jährlichen Empfang anwe-
send waren, zeigt das Interesse am 
gesellschaftlichen Miteinander. 

Dieses Miteinander beschrieb 
der Gastredner Joachim Mer-
tes dann auch mit einem weitge-
fassten Bogen zum Zustand Euro-
pas. Aus dieser Standortbeschrei-
bung der jetzigen und der kom-
menden Mitgliedsstaaten Euro-
pas waren nicht nur lobende Wor-
te zu hören. Wer sich in Europa en-
gagieren will, muss sich auch mit 
allem Wenn und Aber dazu beken-
nen, betonte Mertes. Gemeint war 
allerdings nicht das von Bürokra-
ten aus Brüssel erfundene „Gur-
kenkrümmungsgesetz“ oder die 
Glühlampenverordnung, sondern 
die Tatsache, dass Großbritannien 
eigentlich lieber eine „Insel“ blei-
ben möchte, wenn man den Reden 
des Premierministers folgt. 

Dass der Grundstein für ein 
friedliches und vereintes Euro-
pa sicherlich als großer Verdienst 
Konrad Adenauers und Charles De 
Gaulles zu sehen ist, bleibt auch 
nach Ansicht des Redners über 
Parteigrenzen hinaus unumstrit-
ten. Dass selbst Winston Chur-
chill 1946 in seiner Züricher Rede 
dazu aufgefordert hat, sich auf die 
Deutschen zuzubewegen, zeigt wie 
wichtig der Gedanke schon damals 
war. Aller Anfang war nicht gera-
de einfach. Der erste Schritt in die 
richtige Richtung war die deutsch-
französische Verständigung. Von 
einer Freundschaft wie sie heute 
gerne propagiert wird, war noch 
lange keine Rede. Mit der Grün-
dung der Montan-Union 1951 und 
der Idee einer gemeinsamen Ver-
teidigungsgemeinschaft 1952 war 
es der richtige Weg zur Gründung 
der Europäischen Wirtschafts-

gemeinschaft 1957. Dass man 
Freundschaften zweier Staaten 
mit dem Élysée Vertrag von 1963 
per Vertrag festschreiben musste, 
zeigt eher die Unbeholfenheit der 
Staaten in dieser Zeit, wertete der 

Von links: Jörg Kratkey, Joachim Mertes und Manfred Wagner
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Wie immer fand ein reger Gedankenaustausch statt

Münchholzhäuser Stammgäste

Karl Ihmels kann auch mit den 
Händen Wind machen

Landtagspräsident. Mit der Ein-
führung des Euro 1999 als Gemein-
schaftswährung von am Anfang elf 
Staaten war aber auch ein deut-
licher wirtschaftlicher Mehrwert 
für Europa geschaffen. Niemand 
konnte in den ersten Jahren aber 
ahnen, wie schwierig sich Europa 
gestalten sollte. Staaten wie Grie-
chenland mit geschönten Zahlen, 
Irland mit einer schwachen und 
Spanien mit einer maroden Volks-
wirtschaft stellen ganz aktuell die-
ses Europa vor eine große Heraus-
forderung und fachen eine enor-
me Diskussion über die Stabilität 
Europas an. Dass daraus die Frage 
erwächst, ob es nicht besser wäre, 
wenn Griechenland einen Aus-
stieg aus dem Euro anstreben sol-
le, führt ja ohnehin zu nachhalti-
gen politischen wie wirtschaftli-
chen Debatten der Mitgliedsstaa-
ten. Wir vergessen leider auch, 
dass Deutschland wohl am stärks-

ten von diesem gemeinsamen 
Europa profitiert hat, bemerkte 
Mertes. Ob es auf lange Sicht kos-
tengünstiger wäre, sich von eini-
gen Staaten zu trennen, bleibt frag-
lich. Den Präsidenten des Europa-
parlamentes, Martin Schulz, zitier-
te er mit den Worten „Ohne Euro-
pa hat Deutschland keine Chance“ 
und verweist auf die wachsenden 
Märkte Chinas und Indiens, die 
Europa zum einheitlichen Han-
deln zwingen. 

Eine interessante, allerdings 
auch nachdenklich machende 
Rede, die Joachim Mertes vortrug. 
Wie bei jedem guten Vortrag wa-
ren die Anwesenden auch teilwei-
se gespalten in der Zustimmung zu 
einem wirklichen Europa. Im Er-
gebnis aber sprechen viele ökono-
mische, politische und selbst his-
torische Betrachtungsweisen für 
ein geeintes Europa.

Gut gelaunte Jusos
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Wetzlar ist eine weltoffene Stadt. Das hat sich nicht nur beim 
Hessentag 2012 gezeigt, als sich viele Besucherinnen und Besu-
cher mehr als nur angenehm überrascht von der Gastfreund-
lichkeit der Wetzlarerinnen und Wetzlarer zeigten. In Wetz-
lar leben Einwohner aus 112 Nationen. Knapp 6.300 Einwoh-
ner, also 11,7 % der Gesamtbevölkerung sind, so der offizielle 
Sprachgebrauch, nichtdeutscher Herkunft. 

Aber auch unsere national und international agierenden 
Firmen leben von einem weltoffenen Klima in dieser Stadt. Sei 
es Leica Microsystems, die ebenso Geschäftsbeziehungen in alle 
Welt pflegt, wie die Firma Zeiss oder Buderus/Bosch. Auch die 
Firma Leica Camera würde nicht jetzt ihren Sitz und ihren Be-
trieb von Solms nach Wetzlar verlegen, wenn nicht ein offe-
nes, vertrauensvolles, von respektvollem Miteinander geprägtes 
 Klima vorherrschen würde.

Alle Einwohner, Handel, Gewerbe, Industrie profitieren da-
von, dass es sich in Wetzlar gut leben und arbeiten lässt. Die ge-
botene Infrastruktur ist gut, die Rahmenbedingungen sind ver-
lässlich. Und doch, es gibt sie, die dunklen Schatten, die auf-
ziehenden Wolken. Länger schon, doch immer stärker öffent-
lich präsent. Die Ewiggestrigen haben Wetzlar als Tummel-
platz entdeckt. Vor einigen Jahren war es eine Großdemonstra-
tion der Rechtsradikalen, die gerade ältere Einwohner, welche 
die Nazizeit bewusst erlebt hatten, erschaudern ließ und die be-
wusst auf die Insignien der NS-Zeit zurückgriff. Danach kam 
der Brandanschlag von der rechtsradikalen Szene zuzurech-
nenden Männern auf das Haus eines Pastoralreferenten der 
katholischen Kirche, Einschüchterungsversuche bei Besuchern 
von Konzertveranstaltungen „Rock gegen Rechts“ und die per-
manent wild angebrachten Aufkleber mit einer Mischung aus 
revisionistischen oder rechtsradikalen Parolen.

Und jüngst prangte insbesondere an Unterführungen ein 
Schriftzug „National befreite Zone“. Aber so nicht! Wetzlar ist 
keine Stadt der Nazis. Wetzlar ist und bleibt weltoffen, fried-
lich und tolerant. Und zwar für alle und jeden. Die politischen 
Kräfte aus SPD, FDP, Grünen und FWG zeigen daher auch eine 
klare Kante gegen die Rechtsradikalen. Dazu kommt ein ent-
schlossenes gemeinsames Vorgehen der Polizei und des städti-
schen Ordnungsamtes. Kein Verstoß wird geduldet, jeder gro-
ßen und kleinen Sache wird nachgegangen. Das mag mühsam 
sein, keine Frage. Aber es lohnt sich, immer wieder klar und 
deutlich Flagge gegen die Nazis zu zeigen. Ihnen gehört unsere 
Stadt nicht. Sie gehört allen Einwohnerinnen und Einwohnern, 
die hier gerne leben wollen und nicht ein paar Dumpf backen, 
die ihre plumpen Parolen grölen und aus der Geschichte nichts 
gelernt haben. 

Rechtsradikalismus ist keine politische Richtung. Er ist ein 
Verbrechen, wie uns leidvoll die Geschichte gelehrt hat. Das 
darf sich nicht wiederholen und für diejenigen, die in einem 
diffusen Mix aus Rassismus, überhöhtem Nationalismus, anti-
demokratischen Strukturen, Ausländerfeindlichkeit und Ge-
walt leben, bieten wir in Wetzlar keine Bühne. Zu keiner Zeit. 
Streitbare Demokraten müssen es nicht hinnehmen, dass die-
jenigen, die die Demokratie bekämpfen, auch noch den Schutz 
demokratischer Strukturen in Anspruch nehmen wollen. Zei-
gen auch Sie Flagge!

Jörg Kratkey

Ohne Übersetzerin keine Teilhabe. 
Simone Pfitzner, Gehörlosen-Seelsorgerin im Einsatz.

Das Wetzlarer Stadtparlament hat 
mit großer Mehrheit und gegen die 
Stimmen der CDU die WetzlarCard 
eingeführt. Für die Wetzlarer SPD 
ist dies ein Beitrag zur Verwirkli-
chung einer solidarischen Stadtge-
sellschaft und ein wertschätzendes 
Signal gegenüber den Betroffenen. 
Dagegen wettern die Christdemo-
kraten gegen die WetzlarCard. Sie 
sehen sie als überflüssig an. Die 
WetzlarCard sei ein Zeichen sozial-
demokratischer „Klientelbefriedi-
gung“.

Wie Bürgermeister Manfred Wag-
ner (SPD) betonte, leben in Wetz-
lar über 14 % der Einwohnerin-
nen und Einwohner am Rande des 
Existenzminimums. So beziehen 
rund 7.500 Wetzlarer Leistungen 
der Grundsicherung für Arbeits-
suchende (Sozialgesetzbuch II), 
Hilfen zum Lebensunterhalt und 
zur Grundsicherung im Alter (SGB 
XII), aber auch nach dem Asylbe-
werberleistungsgesetz und Kin-
derzuschlagsleistungen nach dem 
Bundeskindergeldgesetz.

Diesen Menschen ist es oftmals 
nicht möglich, am Leben in der 
Gemeinschaft teilzunehmen, weil 
ihre finanzielle Situation den Be-
such einer Theateraufführung, 
eines Konzerts, einer Bildungsver-
anstaltung oder aber eines sportli-
chen Events nicht gestattet.

„Wir haben in Wetzlar ein viel-
fältiges Angebot, das von der Stadt 
selbst gewährleistet oder durch 
städtische Zuwendungen und mit 
öffentlichen Geldern nachhaltig 
gefördert wird“, erklärte der Bür-
germeister. Daher sei es nur kon-
sequent, auch all diejenigen zur 
aktiven Teilhabe einzuladen, die 
nicht auf der Sonnenseite des Le-
bens stünden.

Der Ausdruck der „Klientelbe-
friedigung“, der von den Wetzlarer 

Christdemokraten immer wieder 
ins Spiel gebracht werde, sei eben-
so unpassend wie auch der Hin-
weis, mit den geförderten Leistun-
gen werde die Hilfe zur Selbsthilfe 
unterminiert. Diese Einlassungen 
machen nach Ansicht der Wetz-
larer SPD aber deutlich, dass die 
„Schwarzen“ die Problemlagen der 
Betroffenen offensichtlich über-
haupt nicht „auf dem Schirm“ ha-
ben. Für sie ist es auch ganz offen-
sichtlich nicht denkbar, dass der 
weitaus überwiegende Teil der auf 
staatliche Hilfen Angewiesenen 
absolut unverschuldet in die Not-
situation geraten ist.

„Gegen diesen Politikentwurf 
der Konservativen setzen wir unse-
ren Ansatz der Wertschätzung und 
der Teilhabe“, sagte Fraktionschef 
Jörg Kratkey. Seine Fraktion be-
grüße es sehr, dass das in Wetzlar 
schon lange diskutierte und in der 
letzten Wahlperiode von der soge-
nannten Bürgerlichen Koalition 
abgelehnte Vorhaben nunmehr zur 
Umsetzung komme und auch aktiv 
beworben werde.

Das Leistungspaket umfasst 
zum Zeitpunkt der Einführung 
der WetzlarCard für den Perso-
nenkreis der Berechtigten die Be-
freiung von den Beiträgen für die 
Kindertagesstätte, die unentgelt-
liche Nutzung der Leistungen der 
Stadtbibliothek, den entgeltfrei-
en Besuch der Wetzlarer Museen, 
hälftige Preisreduzierungen bei 
den Angeboten im Rahmen des Fe-
rienpasses und den Bildungsange-
boten des Jugendbildungswerkes, 
der Volkshochschule und des städ-
tischen Seniorenbüros sowie für 
einzelne Angebote der Wetzlarer 
Musikschule. Zudem sind Preis-
nachlässe beim Besuch der Wetz-
larer Bäder im Paket ebenso ent-
halten wie die unentgeltliche Nut-
zung der Freizeithalle im Westend 

WetzlarCard eingeführt
CDU lehnt Teilhabemöglichkeiten ab 

zur Gestaltung von Geburtstagsfei-
ern für Kinder bis zur Vollendung 
des 12. Lebensjahres. Klar ist, dass 
sich dieses Angebot an der tat-
sächlichen Verfügbarkeit der Hal-
le orientiert.

Sehr erfreut ist Bürgermeister 
Wagner, dass die Stadt bei der Um-
setzung der WetzlarCard mit der 
Kulturloge Lahn-Dill unter ihrem 
Vorsitzenden Karl-Ludwig Kreuz-
burg kooperieren kann. Die zur 
Verfügung stehenden kulturellen, 
aber auch die sportlichen Angebo-
te werden für die Inhaber der Wetz-
larCard von der Kulturloge vermit-
telt. In diesem Zusammenhang ap-
pellierte der Bürgermeister an alle 
Vereine und Kulturinitiativen in 
der Stadt, verfügbare Kartenkon-
tingente der Kulturloge zur Verfü-
gung zu stellen, um möglichst vie-
len Kulturgästen ein Angebot ma-
chen zu können.

„Ich hoffe sehr, dass viele Be-
rechtigte von der WetzlarCard Ge-
brauch machen werden“, erklär-
te Bürgermeister Manfred Wagner 
und wies darauf hin, dass die Wetz-
larCard beim Sozialamt der Stadt 
erhältlich sei.

Die Stadt Wetzlar hat zum ers-
ten Mal einen Gebärdensprach-
kurs angeboten. Die Stadt trägt die 
Lehrgangskosten und die Mitarbei-
tenden bringen ihre Freizeit ein. 

„Dies ist keineswegs selbstver-
ständlich“, betonte Bürgermeis-
ter und Sozialdezernent Manfred 
Wagner, der das Interesse und den 
Einsatz der Beschäftigten lobte. 
Auf diesem Weg könne ein weiterer 
Schritt zur Inklusion getan werden. 

Zu den Teilnehmern des Lehr-
gangs gehören auch Beschäftigte 
der Kreisverwaltung und des Job-
Centers Lahn-Dill. Bürgermeister 
Wagner zeigte sich bei der Auftakt-
veranstaltung sehr erfreut, dass 
dieses Fortbildungsangebot auf 
großes Interesse gestoßen sei und 

Bedienstete der Stadtverwaltung 
erlernen die Gebärdensprache 
Manfred Wagner: Ein wichtiger Schritt zur Inklusion

sich 23 Beschäftigte bereit erklär-
ten, die Gebärdensprache erlernen 
zu wollen. 

Auch Stadträtin Bärbel Kei-
ner, zugleich Vorsitzende des Be-
hindertenbeirates der Stadt Wetz-
lar, würdigte das Engagement der 

Mitarbeitenden. Der Gebärden-
sprachkurs, der in Zusammen-
arbeit mit der Frankfurter Stiftung 
für Gehörlose und Schwerhörige 
durchgeführt wird, trage dazu bei, 
Gehörlosen den Besuch im Rat-
haus künftig zu erleichtern. 
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Die Zerstörung der Demokratie
Am 30. Januar jährte sich zum 80. Mal die Übergabe der Macht in Deutschland an die Faschisten um Adolf Hitler

Immer wieder wurde es so darge-
stellt, als hätte Hitler die Macht an 
sich gerissen („Machtergreifung”). 
Wahr ist aber, dass die konservati-
ven Kräfte aus Industrie, Banken, 
Militär und Junkern in der Weima-
rer Republik alles daransetzten, um 
jeden Preis wieder die Machtver-
hältnisse zugunsten des Kapitals 
zu ändern. Ideologische, politische 
und soziale Bedingungen für die 
Machtübertragung an die NSDAP 
wurden bereits lange vorher 
geschaffen.

Nach dem Zusammenbruch des 
Deutschen Kaiserreiches und nach 
der Novemberrevolution 1918 war 
in Deutschland die erste parla-
mentarische Demokratie errichtet 
worden. An den sozialen und wirt-
schaftlichen Verhältnissen hatte 
sich jedoch praktisch nichts geän-
dert. Insbesondere die Machtposi-
tionen der alten Führungsschich-
ten in Militär, Verwaltung, Justiz, 
Erziehungswesen, Presse und – vor 
allem – in der Wirtschaft waren er-
halten geblieben.

Als sich 1923 die wirtschaftliche 
Situation der Menschen drama-
tisch verschlechtert hatte, war es 
zu einem letzten Aufbäumen der 
revolutionären Bewegung gekom-
men, die mit der Niederschlagung 
des Hamburger Aufstands ende-
te und in dessen Folge der Reichs-
tag am 13. Oktober 1923 ein Gesetz 
erließ, durch welches die ohnehin 
schon 1919 in der Weimarer Verfas-
sung verankerte starke Machtstel-
lung des Reichspräsidenten wei-
ter ausgebaut wurde. Damit konn-
te eine legale Diktatur ermöglicht 
werden. Die Wahl Hindenburgs 
1925 zum Reichspräsidenten war 
ein Markstein auf dem Weg zum 
Untergang der Weimarer Republik, 
die Übertragung der Macht durch 
ihn an Hitler die Besiegelung!

Nachdem sich die Manager von 
Industrie und Banken heftig ver-
spekuliert hatten, hatte am 24. Ok-
tober 1929 ein dramatischer Verfall 
der Aktienkurse an der New Yorker 
Börse begonnen. Binnen kürzes-
ter Zeit waren Produktion und Be-
schäftigung in allen Industrielän-
dern dramatisch gesunken. Prei-
se und vor allem Löhne stürzten 
ins Bodenlose. Die sogenannten 
Selbstheilungskräfte des Marktes 
versagten ebenso wie die Instru-
mente der Wirtschaftspolitik. Die 
konjunkturelle Krise der interna-
tionalen kapitalistischen Wettbe-
werbswirtschaft ging in eine tief-
greifende strukturelle Krise über, 
mit dramatischen politischen Fol-
gen.

Die Weltwirtschaftskrise von 
1929 erzeugte nicht nur eine unge-
heure Massenarbeitslosigkeit, son-
dern wurde auch von den Unter-
nehmern für einen drastischen 
Abbau von Löhnen und Sozialleis-
tungen genutzt. Der Riss, der zwi-
schen den beiden großen deut-
schen Arbeiterparteien (SPD und 
KPD) entstanden war, schwächte 
die Position und Abwehrkraft der 
Arbeiterbewegung insgesamt und 
begünstigte die antidemokratische 
Revisionspolitik des bürgerlichen 
Lagers.

Bis zum Bruch der Großen Koa-
li tion hatten sich die Sozialdemo-
kraten seit 1928 manchmal bis an 
die Grenze der Selbstverleugnung 

kompromissbereit gezeigt, um die 
Koalition der Demokraten zu er-
halten. Unter dem Eindruck der 
unternehmerischen Kompromiss-
losigkeit im Ruhreisenstreit und 
der die Substanz des Sozialstaa-
tes gefährdenden Positionen des 
Koa li tions part ners DVP war dem 
Kabinett Müller am 27. März 1930 
nur der Rücktritt geblieben. Ohne 
vorherige Koalitionsverhandlun-
gen ernannte Reichspräsident von 
Hindenburg allerdings schon drei 
Tage später den neuen Reichs-
kanzler – Heinrich Brüning. Wie es 
schien war der Bruch der Großen 
Koalition im Umfeld des Reichs-
präsidenten von langer Hand ge-
plant. Brüning hatte in seiner An-
trittsrede vom 1. April 1930 ange-
kündigt, dass die neue Regierung 
notfalls ohne und gegen das Par-
lament arbeiten werde. Dies sollte 
mit den Machtmitteln des Reichs-
präsidenten erfolgen, nämlich 
durch Notverordnungen nach Ar-
tikel 48 WV und Reichstagsauflö-
sung nach Artikel 25 WV. Eine sol-
che Konstruktion war allerdings in 
der Verfassung nicht vorgesehen 
gewesen.

Das durch den Reichspräsiden-
ten ernannte Präsidialkabinett 
unter Brüning konnte nur als Min-
derheitsregierung durch Notver-
ordnungen (des Präsidenten) re-
gieren. Brüning ließ von Anfang an 
keinen Zweifel an seiner antimar-
xistischen und antiparlamentari-
schen Regierungsführung. Nach 
einem massiven Misstrauensvo-
tum ließ Brünings Nachfolger von 
Papen das Parlament umgehend 
wieder auflösen. Er verfolgte die 
Idee eines Neuen Staates mit einem 
übergeordneten aristokratischen 
und berufsständischen Oberhau-
ses, dessen Mitglieder vom Reichs-
präsidenten ernannt werden soll-
ten, sowie der Unabhängigkeit des 
Reichskanzlers vom Vertrauen des 
Reichstags. Damit hatten sich die 
antidemokratischen Kräfte um 
den Reichspräsidenten durchge-
setzt. In den folgenden November-
Wahlen 1932 konnten die Arbeiter-
parteien SPD und KPD allerdings 
ihren Stimmenanteil wieder erhö-
hen, die NSDAP verlor über 2 Mil-
lionen Wählerstimmen. Eine neue 
parlamentarische Mehrheit war 
ausgeschlossen, da die klar anti-
parlamentarischen Parteien KPD, 
NSDAP und DNVP zusammen 
über die Mehrheit verfügten, aber 
nicht miteinander koalieren konn-
ten. Von Papen schlug Hindenburg 
daher eine Auflösung des Parla-
ments und das Herauszögern von 
Neuwahlen, mithin eine zeitweise 
Diktatur, vor. 

Große Teile der Hochfinanz und 

Schwerindustrie zogen aus den 
Stimmenverlusten der Faschisten 
den Schluss, dass jetzt alles getan 
werden müsse, um „eine vom par-
lamentarischen Parteiwesen un-
abhängige Regierung“ (also Dikta-
tur) Hitlers zu errichten, bevor sei-
ne Anhängerschaft auseinander-
fiele und die damit mühsam und 
teuer aufgebaute Massenbasis zer-
bröckle.

Führende Wirtschaftsgrößen er-
suchten Hindenburg, „die verant-
wortliche Leitung [. . .] eines Prä-
sidialkabinetts an den Führer der 
größten nationalen Gruppe“ – also 
Hitler – zu übertragen.

In dem von Vertretern des Ka-
pitals vermittelten Treffen Hitlers 
mit von Papen am 4. Januar 1933 in 
Köln sehen Historiker die eigent-
liche Geburtsstunde des Dritten 
Reiches. Hitler und von Papen ei-
nigten sich darauf, die Regierung 
von Schleichers zu stürzen und ge-
meinsam eine Rechtskoalition Hit-
ler-Hugenberg-Papen zu bilden. 
Bei der Zusammenkunft sollen er-
hebliche Finanzmittel (2 Million-
nen Reichsmark) zur Gesundung 
der Parteifinanzen der NSDAP auf-
gebracht worden sein. Bei einem 
weiteren Treffen mit 25 führen-
den Großindustriellen wurden von 
diesen weitere 3 Millionen Reichs-
mark für einen Wahlfeldzug aufge-
bracht, der es „überflüssig machen 
sollte, Steuergelder für politische 
Zwecke zu verwenden“. 

Als Reichskanzler Paul von Hin-
denburg Hitler am 30. Januar 1933 
mit der Führung einer rechten 
Koalitionsregierung beauftragte, 
den Reichstag auflöste, am 4. Fe-
bruar 1933 mit der Verordnung 
„zum Schutz des Deutschen Vol-
kes“ die Versammlungs- und Pres-
se-Freiheit einschränkte und mit 
der Verordnung „zum Schutz von 
Volk und Staat“ am 28. März1933 
(„Reichstagsbrandverordnung“) 
den Faschisten praktisch unum-
schränkte Macht verlieh, tat er dies 
also keineswegs aus seniler Schwä-
che, sondern in dem vollen Be-
wusstsein, „dass das, was ich im 
Jahre 1919 ersehnte und was in 
langsamer Reife zu dem 30. Janu-
ar 1933 führte, zu voller Erfüllung 

und Vollendung der geschichtli-
chen Sendung unseres Volkes rei-
fen wird.“ (Zitat aus Hindenburgs 
politischem Testament).

Die Machtübergabe an die Fa-
schisten bedeutete für viele Men-
schen Verfolgung und Vernichtung. 
Betroffen waren Sozialdemokra-
ten, Kommunisten, Gewerkschaf-
ter, Anarchisten, Juden, Christen, 
Bibelforscher (Zeugen Jehovas), 
Sinti, Homosexuelle, Behinderte, 
kurz alle, die sich nicht mit dem fa-
schistischen Machtapparat abfin-
den wollten oder nicht in das Men-

kreuz und Stahlhelm durch Wetzlar 
zogen und die enge Beziehungen 
zur konterrevolutionären „Organi-
sation Consul“ unterhielten, wel-
che in Hessen den Aufbau von „na-
tionalsozialistischen Zellen“ vor-
antrieb. Einige Aktivisten dieser Or-
ganisation, die 1922 in das Attentat 
auf den Außenminister der Weima-
rer Republik, Walther Rathenau, in-
volviert waren, schlüpften in Wetz-
lar unter. Während des Verbots der 
NSDAP (1923 bis 1925) fanden die 
Parteigenossen in Wetzlar ihre Hei-
mat bei vom Verbot nicht betrof-

Braun verbietet Rot!
Mit der Begründung, dass die Auslandsleitung der Partei auch vor 
„hoch- und landesverräterischen Unternehmungen gegen Deutsch-
land und seine rechtmäßige Regierung“ nicht zurückschrecke, wird 
die SPD am 22. Juni 1933 von Reichsinnenminister Wilhelm Frick 
verboten.
In der Verbotsverfügung heißt es: „Insbesondere sollen sämtliche 
Mitglieder der SPD, die heute noch den Volksvertretungen und Ge-
meindevertretungen angehören, von der weiteren Ausübung ihrer 
Mandate sofort ausgeschlossen werden. Den Ausgeschlossenen 
werden selbstverständlich die Diäten gesperrt. Der So zial demo-
kra tie kann auch nicht die Möglichkeit gewährt werden, sich in ir-
gendeiner Form propagandistisch zu betätigen. Versammlungen 
der Sozialdemokratischen Partei sowie ihrer Hilfs- und Ersatzorga-
nisationen werden nicht mehr erlaubt werden, ebenso dürfen so-
zialdemokratische Zeitungen und Zeitschriften nicht mehr her-
ausgegeben werden. Das Vermögen der Sozialdemokratischen Par-
tei und ihrer Hilfs- und Ersatzorganisationen wird, soweit es nicht 
bereits in Verbindung mit der Auflösung der Freien Gewerkschaf-
ten sichergestellt worden ist, beschlagnahmt. Mit dem landesver-
räterischen Charakter der Sozialdemokratischen Partei ist die wei-
tere Zugehörigkeit von Beamten, Angestellten und Arbeitern, die 
aus öffentlichen Mitteln Gehalt, Lohn oder Ruhegehalt beziehen, 
zu dieser Partei selbstverständlich unvereinbar.“
Quelle: http://www.wissen.de/braun-verbietet-rot?keyword=braun
%20verbietet%20Rot

schenbild der Nazis passten.
Die „geschichtliche Sendung 

unseres Volkes“ kostete 55 Millio-
nen Tote, davon 7 Millionen Deut-
sche. In KZs wurden von den Na-
zis 11 Millionen Menschen getötet, 
davon 6 Millionen Juden. 

Der deutsche Faschismus begann 
auch in Wetzlar nicht erst 1933. 

Der Zeitzeuge Franz Walther 
(SPD) berichtet von Aufzügen der 
Brigade Erhard, die mit Haken-

fenen völkischen Organisationen. 
1928 wählten 119 Wetzlarer die 
NSDAP. 1930 dagegen gaben 2368 
Wetzlarer den Nazis ihre Stimme. 
Ab 1931 verstärkte die Wetzlarer 
NSDAP-Ortsgruppe ihre Agitation. 
Dabei trug sie die politische Ausei-
nandersetzung auf die Straße. Wie-
derholt kam es zu tätlichen Über-
griffen von SA-Leuten und dem 
Stahlhelm auf Veranstaltungen und 
Kundgebungen des Reichsbanners. 
Franz Walther: „Überall hat es Kra-
walle gegeben. Auch Schlägereien, 
z. B. an der Hofstatt in Wetzlar wäh-
rend eines Aufmarschs des Reichs-
banners. Einem Aufruf des Reichs-
banners zu einer Demonstration 
gegen den Faschismus folgten im 
Juli 1931 in Wetzlar noch mehr als 
4000 Menschen. Im Vergleich zu 
den sozialdemokratischen und li-
beralen politischen Kräften blieb 
die Wetzlarer NSDAP bis Anfang 
1933 mit rund 300 eingetragenen 
Parteimitgliedern eine relativ klei-
ne Gruppe. So ist auch aus Wetzlar 
kein faschistischer Aufmarsch zur 
Feier der Ernennung Hitlers zum 
Reichskanzler bekannt. Aber wie in 
Berlin und anderswo im Reich fei-
erten auch in Wetzlars Nachbarge-
meinden die Faschisten den „Tag 
der Machtübergabe“ mit Triumph-
kundgebungen und Fackelzügen. 
Mit einem „Fackelmarsch zur Auf-
lösung der Demokratie“ zogen in 
den Abendstunden SA- und SS-
Männer, begleitet von vielen eu-
phorischen Hitler-Anhängern in 
Zivil, mit brennenden Fackeln 
durch Gießen. 

Verluste Gewinn

Erster Weltkrieg Tote: Insgesamt: 50 Mrd. RM

1914 –1917 Insgesamt 10 Mio. Krupp 800 Mio. RM

Deutsche 2 Mio. Stinnes 900 Mio. RM

Hanomag 120 %

Verwundete:  des Kapitals

Insgesamt 20 Mio.

Deutsche 4 Mio.

Kriegskosten:

Insgesamt 340 Mrd. RM

Zerstörung:

Insgesamt 37 Mrd. RM

Zweiter Weltkrieg Tote: Insgesamt:  60 Mrd. RM

1939 –1945 Insgesamt 55 Mio. Krupp  3 Mrd. RM

Deutsche 7 Mio. Deutsche Bank 5 Mrd. RM

UDSSR 20 Mio. Vereinigte 3 Mrd. RM

Polen 6 Mio. Stahlwerke

Asien 14 Mio. Siemens 2 Mrd. RM

Flick 1 Mrd. RM

Ermordete in KZs

Insgesamt 11 Mio.

Juden 6 Mio.

Verwundete 90 Mio.

Kriegskosten:

Insgesamt 1350 Mrd. RM

Quelle: Reinhard Kühnl: „Faschismus in Quellen und Dokumenten“, 5. Auflage, Pahl Rugenstein
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Ein „großer Fackelzug“ der 
„NSDAP-Stützpunkte Rodheim 
und Bieber [. . .] zu Ehren des 
Reichspräsidenten und zur Ein-
führung des neuen Reichskanz-
lers“ wurde in Biebertal durchge-
führt, über den der Wetzlarer An-
zeiger berichtete: „Der Jubel kann-
te keine Grenzen. Immer mehr 
Volksgenossen schlossen sich dem 
Zuge an, sodass dieser schließlich 
eine Stärke von schätzungsweise 
500 Menschen erreichte.“ Auf der 
Kundgebung sprach der aus Bie-
ber stammende Faschist Wilhelm 
Haus, der später als der berüch-
tigte NSDAP-Kreisleiter in der Bu-
derus-Villa residierte, die bis 1945 
als Sitz der NSDAP-Kreisleitung 
(„Braunes Haus“) diente. Er war 
auch verantwortlich dafür, dass 
am Tag vor dem Einzug der Ameri-
kaner Jakob Sauer gehängt wurde, 
weil er an seinem Haus ein Papp-
schild angebracht hatte mit der 
Aufschrift „Schütze mein Haus, wir 
sind keine Nazis, wir begrüßen die 
Befreier“.

Einem Aufruf der „Eisernen 
Front“ folgten am 26. Februar 1933 
in Wetzlar noch 2000 Menschen, 
um für die Demokratie und gegen 
den Faschismus zu demonstrie-
ren. Es sollte für lange Zeit die letz-
te große Demonstration demokra-
tischer Kräfte in Wetzlar bleiben, 
denn die Faschisten nutzten den 
Reichstagsbrand vom 27. Februar 
1933, um rigoros gegen die politi-
sche Opposition vorzugehen. 

Im Oktober 2009 gedachten Bürger und offizielle Vertreter der Stadt 
Wetzlar durch die Verlegung der Stolpersteine des Gunter Demnig 
ihrer vertriebenen und ermordeten jüdischen Mitbürger

Für die Wetzlarer NSDAP, die am 
Vorabend mit einer großen „va-
terländischen“ Kundgebung ein-
schließlich Fackelzug noch einmal 
ihre Macht und Präsenz bekundet 
hatte, war das Ergebnis der Reichs-
tagswahl vom 5. März 1933 er-
nüchternd: Mit 37,4 Prozent lag die 
NSDAP in Wetzlar weit unter dem 
reichsweiten Ergebnis von 43,9 
Prozent, mit dem die NSDAP die 
erhoffte absolute Mehrheit deut-
lich verfehlt hatte.

Nachdem der Versuch, auf lega-
lem Wege durch „freie“ Wahlen an 
die Macht zu kommen gescheitert 
war, wurden Terror und die Aus-
nutzung des staatlichen Machtap-
parates die alleinigen Mittel der 
„Machtergreifung“. Auch in Wetz-
lar.

1933 lebten in Wetzlar noch 132 
Juden, 1938 noch 64. 1942 und 
1943 wurden die letzten 34 noch 
hier lebenden Juden deportiert.

Faschismus – er hatte auch in 
Wetzlar viele Namen und viele Ge-
sichter. Und es gibt in Wetzlar vie-
le Orte, die an diese grausame Zeit 
erinnern und uns mahnen. Orte, 
die uns heute eigentlich Mahnma-
le sein müssten, würden wir ver-
antwortungsbewusst mit unserer 
Geschichte umgehen.

Angesichts des aktuellen Ter-
rors von Rechts ist dies dringender 
denn je.

Daher gibt es jetzt in Wetzlar den 
„Weg der Erinnerung – eine antifa-
schistische Stadtführung“!

Bei der Erzeugung  erneuerbarer 
Energie bewegt sich Hessen im 
bundesweiten Vergleich am Ende 
der Tabelle und innerhalb Hes-
sens spielt Wetzlar in der untersten 
Liga. Das ist die Bilanz schwarz-
gelber Energiepolitik auf Landes-
ebene und in Wetzlar. An Personen 
festgemacht: OB Dette und Bürger-
meister i. R. Breidsprecher. Letzte-
rer steht dazu. Das ehrt ihn.

Der OB demgegenüber läßt sich 
in gewohnter Pose neuerdings im 
Vordergrund neuerrichteter Solar-
projekte ablichten. Die FDP erklärt 
in der Wetzlarer Depesche vom 
Dezember 2012 die Energiewen-
de zu einem ihrer Hauptthemen, 
nicht ohne die von Rot-Grün ein-
geführte EEG-Umlage zum Preis-
treiber zu stempeln.

Nicht nur, dass sie vier Jahre lang 
Gelegenheit gehabt hätte, diesen 
von ihr beklagten Zustand zu ver-
ändern. Ohne das EEG gäbe es die 
Energiewende gar nicht. Sie ist de-
ren Basis. Schwarz-Gelb hat sie sich 
zu eigen gemacht und in eine völ-
lig falsche Richtung gelenkt. Zum 
Wohle der Energiewirtschaftsrie-
sen hat Schwarz-Gelb die Einspei-
segebühr für Offshore-Strom knapp 
unter 20 Cent/kwh festgesetzt und 
zudem aus der Degression heraus-
genommen. Offshore-Strom ist 
schon jetzt nahezu doppelt so hoch 
gefördert wie Strom aus dem Bin-
nenland und höher subventioniert 
als Sonnenstrom; hinzu kommen 
noch die beträchtlichen Kosten 
der Stromautobahnen, die benötigt 
werden, um den Windstrom zu den 
Verbrauchern zu lenken.

Dies wird die EEG-Umlage – wie 
auch die Netznutzungsgebühren – 
schon in absehbarer Zeit drama-
tisch in die Höhe treiben. Schwarz-
Gelb muss daher einem gütigen 
Schicksal dankbar sein, dass der 
Bau der fertig projektierten Wind-

Die FDP und die Energie
Wetzlar Schlusslicht bei erneuerbarer Energie

parks auf hoher See – aus welchen 
Gründen auch immer – zunächst 
einmal gestoppt worden ist. Der 
subventionsbedingte Anstieg der 
Strompreise wird so erst nach der 
Bundestagswahl stattfinden.

Demgegenüber setzt sich die ra-
sante Talfahrt der Einspeisegebühr 
wie auch der Module für Sonnen-
strom aktuell völlig ungebremst 
fort. Offensichtlich wird der Photo-
voltaik-Strom viel eher marktfähig 
werden als der Strom aus Nord- 
und Ostsee. Damit fehlt dem von 
der FDP propagierten neuen För-
derungsmodell, mit dem das EEG 
abgelöst werden soll, jegliche öko-
nomische Basis. 

Die Stromanbieter sollen künf-
tig verpflichtet werden, einen be-
stimmten Prozentsatz erneuerba-
rer Energien anzubieten. Sie wür-
den dann mit Sicherheit keinen 
Strom aus Nord- oder Ostsee kau-
fen und in ihr Portfolio aufneh-
men, sondern Windstrom aus dem 
Binnenland und Sonnenstrom aus 
modernen Erzeugungsanlagen.

Auch ein weiterer höchst bedeut-
samer ökonomischer Aspekt der 
Energiewende scheint die Libera-
len gar nicht zu interessieren. Im 
Katalog der zentralen Botschaften 
als Fazit aus einer FDP-Podiums-
diskussion zum Thema jedenfalls 
ist er nicht enthalten: Das Poten-
zial für lokale Wertschöpfung, das 
die dezentrale Energieerzeugung 
bietet. Von nicht wenigen umsich-
tig geführten Gemeinden wird es 
als wichtiger Beitrag zur nachhal-
tigen Haushaltssanierung voll aus-
geschöpft. Die schwarz-gelbe Koa-
li tion in Wetzlar hatte trotz gravie-
render Haushaltslöcher aus ideo-
logischen Gründen leichtfertig 
auf diese Chance verzichtet. Auch 
die arbeitsplatzsichernde Ent-
lastung der deutschen Volkswirt-
schaft durch die kontinuierliche 
Rückführung des Imports fossiler 
Primärenergien ist für die FDP of-
fensichtlich kein Thema. Auch die-
sen Aspekt vermißt man im Kata-
log der zentralen Botschaften. Von 
Wirtschaftskompetenz keine Spur!

Gruppenführungen 2013
Führungen für Gruppen bis zu 15 Personen zum Preis von 80 Euro
Für größere Gruppen pro angefangene 15 Personen je 80 Euro

Für Schüler- und Jugendgruppen sind die Führungen gratis.

Gruppentermine bitte mindestens 14 Tage vorher vereinbaren, 
bei der Anfrage bitte einen Alternativtermin mit Uhrzeit angeben.

Öffentliche Führungen 2013
Termine Sonntag, 7. April, 14:00 Uhr, 
 Sonntag, 1. September, 14:00 Uhr
Treffpunkt Kulturzentrum Franzis · Franziskanerstr. 4 – 6 · 35578 Wetzlar
Kosten pro Person 5 Euro (ermäßigter Preis: 2,50 Euro)

Anfragen und Anmeldung
 Bündnis gegen Nazis, Wetzlar
Kontaktperson Irmtrude Richter
Telefon +49 (0) 64 41- 92 18 40
Mail irmtrude.richter@t-online.de
Anschrift c/o FoKuS – WALI · Bahnhofstraße 11 · 35576 Wetzlar
 Auf facebook: Bündnis gegen Nazis Wetzlar

Getrennte Abwassergebühr
Befürchtungen vor einer versteckten Gebührenerhöhung sind unbegründet

Vor knapp vier Jahren hat der Hes-
sische Verwaltungsgerichtshof 
(VGH) entschieden, dass in allen 
hessischen Kommunen die Berech-
nung der Abwassergebühren auf 
einen anderen Maßstab umzustel-
len ist. 

Bisher wurden die Abwasserge-
bühren ausschließlich nach dem 
so genannten Frischwassermaß-
stab, d. h. nach dem von der Was-
seruhr abgelesenen jährlichen 
Frischwasserbezug abgerechnet. 
Die neue, „Getrennte Abwasser-
gebühr“ beinhaltet dem entgegen 
auch das Niederschlagswasser, 
was bisher in den Gebühren nicht 
enthalten war. Zum 1. Januar 2014 
ist in Wetzlar die Gebührenumstel-
lung von der Berechnungsmetho-
de nach dem Frischwassermaß-
stab auf eine Getrennte Abwasser-
gebühr für Schmutz- und Nieder-
schlagswasser vorgesehen.

Die neue Gebührenregelung 
sieht vor, dass die sich künftig aus 
zwei Teilen zusammensetzen wird. 
Der eine Teil bezieht sich nach wie 

vor auf das verbrauchte Leitungs-
wasser, das als schmutziges Lei-
tungswasser in den Kanal eingelei-
tet wird. Der zweite Teil der Abwas-
sergebühr berücksichtigt das Re-
genwasser, das von einem Grund-
stück in den Kanal eingeleitet wird.

Befürchtungen, wonach damit 
eine versteckte Gebührenerhö-
hung verbunden ist, sind dabei un-
begründet. Denn die Stadt Wetz-
lar erhebt derzeit bereits eine kos-

tendeckende Abwassergebühr, die 
künftig anders berechnet werden 
wird.

Auf der Homepage der Stadt 
Wetzlar www.wetzlar.de finden 
sich zahlreiche Hinweise und Er-
läuterungen. Ferner werden Infor-
mationsveranstaltungen für alle 
Grundstückseigentümer angebo-
ten. Ein weiterer Teil der Informa-
tionen ist allen Gebührenzahlern 
bereits per Post zugegangen.

Alle Grundflächen wurden erfasst und als Berechnungsgrundlage den 
Grundbesitzern zugestellt (Luftbild Münchholzhausen)
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Ein neues, gerechtes Kindergeld
Gerechtigkeit für Familien – Entlastung für Geringverdienende

Wie geht’s weiter?
Wetzlars Westanschluss an die B 49

Der aktuelle Familienleistungsaus-
gleich ist ungerecht. Denn heute 
bekommen Eltern mit einem hohen 
Einkommen durch die kindbezoge-
nen Steuerfreibeträge mehr als Nor-
mal- und Geringverdiener/innen 
durch das Kindergeld.

Im Falle eines Wahlsieges plant 
die SPD daher, das Kindergeld in 
Deutschland zu reformieren. „Das 
neue Kindergeld sorgt für mehr 
Gerechtigkeit und eröffnet eine 
wirkliche Entlastungsperspekti-
ve am unteren Rand der Einkom-
mensskala“, erklärte dazu der mit-
telhessische Bundestagsabgeord-
nete Rüdiger Veit. Es sei ein hoch-
wirksames Instrument, das gleich-
zeitig mehrere Ziele erreiche: 

• mehr Gerechtigkeit bei Leistun-
gen für Familien,

• spürbare Erhöhung des verfüg-
baren Einkommens für Gering-
verdiener mit Kindern,

• Wirksamkeit des Mindestlohns 
für Familien mit Kindern,

• Unabhängigkeit vom SGB II-Be-
zug für mehr Familien.

Das neue Kindergeld soll nach Vor-
stellungen der SPD nach Einkom-

Immer wieder wird von der Opposi-
tion aus CDU und FDP in der Wetz-
larer Stadtverordnetenversammlung 
die falsche Behauptung  verbreitet, 
die rot-grüne Koalition würde den 
jahrzehntelang geplanten West-
anschluss der Stadt an die B 49 
im Bereich der Altenberger Straße 
nicht weiter verfolgen. 
Das Gegenteil sei der Fall, wie jetzt 
SPD-Fraktionschef Jörg Kratkey 
betonte. Im Gegensatz zu den Kon-
servativen wollten allerdings we-
der die SPD, noch Grüne und FWG 
eine weitere Belastung des betrof-
fenen Bereiches durch eine Hoch-

men gestaffelt werden. Familien 
mit niedrigen und kleinen mittle-
ren Einkommen (je nach Modell 
bis zu etwa 3.000 Euro Bruttoein-
kommen) erhalten mehr: Sie be-
kommen ein erhöhtes Kindergeld, 
das maximal 324 Euro beträgt. 

„In der Förderung für Familien 
mit niedrigem Einkommen wol-
len wir den bereits bestehenden 
Kinderzuschlag mit dem Kinder-
geld zu einer Leistung zusammen-
führen. Alle anderen Familien be-
kommen weiterhin das Kinder-
geld in seiner aktuellen Höhe, also 

straße. Die Verkehrspolitik der 
1960er Jahre sei überholt, vielmehr 
gelte es, intelligente Lösungen, 
beispielsweise durch eine Unter-
querung der Bahn linie zu forcie-
ren. Damit könne eine weitere zu-
sätzliche Beeinträchtigung der 
dort lebenden Menschen vermie-
den und sogar die Belastungsspit-
zen durch wartende Kraftfahrzeu-
ge an der bisherigen Bahnschran-
ke abgebaut werden. 

Nur eine solche Lösung, so Jörg 
Kratkey abschließend, würde die 
Erfordernisse moderner Verkehrs-
konzepte berücksichtigen.

184 Euro für die ersten beiden Kin-
der, für das dritte Kind 190 Euro so-
wie für das vierte und jedes weitere 
Kind 215 Euro monatlich. Genauso 
wie das jetzige Kindergeld wird das 
neue Kindergeld voll auf die Regel-
sätze im SGB II angerechnet. Pro-
fitieren werden also Geringverdie-
ner/innen-Familien, die mit ihrem 
Einkommen oberhalb der Bedürf-
tigkeitsgrenze liegen. Daneben 
bleibt es bei unserer Forderung 
nach einem eigenständigen Regel-
satz für Kinder im ALG-II-Bezug“, 
erklärte Veit.

Energiewende ohne Plan
Altmaier und Rösler in Merkels Fußstapfen

Die Energieversorgung ist das Herz-
Kreislauf-System moderner Indus-
triestaaten. Ausgerechnet die von 
einer promovierten Physikerin 
geführte schwarz-gelbe Bundesre-
gierung macht sie in Permanenz 
zum Spielball parteipolitischen Kal-
küls.

Der Ausstieg aus dem Ausstieg der 
Atomwirtschaft war ein Kotau vor 
den Großen der Energiewirtschaft 
und fachlich nicht begründet. 
Uran wird weltweit knapp und teu-
er. Die Entsorgung des Atommülls 
ist nach wie vor ungeregelt und es 
zeichnet sich auch keine Lösung 
ab. Für eine Haftpflichtversiche-
rung gibt es keinen Anbieter.

Der Ausstieg aus dem Ausstieg 
und der dann folgende Ausstieg 
wiederum ermangelte ebenfalls 
seriöser fachlicher Begründung. 
Fukushima hat nicht einen ein-
zigen sachlichen Grund geliefert, 
der nicht vorher auch schon be-
standen hätte. Der Kanzlerin ging 
es primär um eine spektakuläre 
Demonstration von Handlungsfä-
higkeit. Von Konzept keine Spur! 
Kein Wunder: Von zwei gleichbe-
rechtigt zuständigen und gegen-
einander arbeitenden Ministerien 
kann man keine fundierte Strate-
gie erwarten. 

Als das offenbar wurde, hat die 
Kanzlerin wiederum Handlungsfä-
higkeit demonstriert und die Ener-
giewende zur Chefsache erklärt. 
Mangels inhaltlicher Vorgaben hat 
auch das nichts gebracht.

Nun proklamiert der Umweltmi-
nister in einem markigen Auftritt 
eine Strompreisbremse und setzt 
dabei alles daran, damit seinem 
Kollegen Rösler zuvorzukommen. 
Der wiederum dreht nach an-
fänglichem Widerstand in einem 
nächtlichen Telefonat bei, um we-

nigstens dem Anschein nach eine 
Regierungsmeinung zu präsen-
tieren. Und er setzt in aller Platt-
heit noch eins drauf: Wer dem Vor-
schlag seines Kollegen Altmaier 
nicht zustimme, sei für einen hö-
heren Strompreis. Das ist Wahl-
kampf pur!

Die Auswirkungen auf die Ener-
giewende wurden von beiden Mi-
nistern vorsichtshalber gar nicht 
erst thematisiert. Sie sind für die 
beiden offensichtlich nicht von In-
teresse. Sie repräsentieren aber das 
System Merkel.

So setzten die beiden Minis-
ter sich kurz vor der Jahreswende 
noch für eine Strompreiserhöhung 
ein, nämlich dafür, dass die Risi-
ken der Netzanbindung für Off-
shore-Windparks mit einer neuge-
schaffenen Umlage auf die Strom-
verbraucher überwälzt werden. So 
wirkt es wie blanker Hohn, wenn 
nunmehr der Strompreis durch 
Deckelung der EEG-Umlage im 
Hauruckverfahren gebremst wer-
den soll: keine Umlagenerhöhung 
für 2013/2014 und danach jährlich 
nur jeweils um maximal 2,5 %.

Soweit dies durch eine Verrring-
erung des Kreises der von der EEG-
Umlage befreiten energieintensi-
ven Betriebe erfolgen soll, kann 
man dem prinzipiell nur folgen. 
Die dadurch zu erreichende Um-
lagenentlastung ist aber nur ein 
Tropfen auf den heißen Stein. Das 
gilt auch für die Ankündigung, die 
Erzeugung von Photovoltaik-Strom 
für den Selbstverbrauch künftig 
mit der EEG-Umlage zu belegen.

Im Vordergrund steht denn auch 
das Opfer, das alle Betreiber von 
Anlagen zur Gewinnung erneu-
erbarer Energien bringen sollen. 
Einerseits durch einen sogenann-
ten „Soli“ für bestehende Gewin-
nungsanlagen und andererseits 

durch eine um ein halbes Jahr ver-
zögerte Gewährung der gesetzli-
chen Einspeisegebühr für neu in 
Betrieb gehende Anlagen.

Ersteres ist schlicht verfassungs-
widrig. Die Einspeisegebühr ist ge-
setzlich auf 20 Jahre für die im Zeit-
punkt der Inbetriebnahme festge-
setzte Höhe garantiert. Sie nach-
träglich zu reduzieren ist schlicht 
und einfach rechtswidrig. Das lässt 
sich auch nicht dadurch überspie-
len, dass man die Reduktion ver-
niedlichend „Soli“ nennt.

Folglich kann die Deckelung nur 
zu Lasten der neuen Anlagen er-
folgen, nämlich eine hinausgezö-
gerte Gewährung der Einspeisege-
bühr. Damit würden die Anlagen-

betreiber sich im ersten Halbjahr 
mit dem Marktpreis für Ökostrom 
zufriedengeben müssen. Das stellt 
die Kalkulation mit teils jahrelan-
gem Vorlauf geplanter Projekte zu-
nächst einmal in Frage. Die ökono-
mische Absurdität zeigt sich dar-
an, daß die KfW als staatliche För-
derbank bei ihrer Finanzierung 
von Photovoltaik usw. zur Entlas-
tung der Startphase eine anfängli-
che Tilgungsfreistellung einräumt. 
Altmaier und Rösler wollen diese 
sinnvolle Starthilfe wegschneiden.

Wenn aber die Energiepreis-
bremse entgegen den Erwartungen 
beider Minister die Energiewen-
de nicht bremsen wird, wird sie die 
EEG-Umlage hochtreiben. Die neu 

in den Markt eintretenden Wind-
park- und Photovoltaik-Betrei-
ber werden den Naturstrom-Markt 
enorm unter Druck setzen und die 
aktuell direkt vermarktenden Liefe-
ranten veranlassen, die EEG-Umla-
ge in Anspruch zu nehmen. Diese 
Umschichtung wird bewirken, dass 
der durch die derzeitige EEG-Um-
lage gesetzte Finanzrahmen – leicht 
zeitversetzt – ausgeschöpft sein 
wird. Danach wird dann das Gros 
der Neuanlagenbetreiber nach Ab-
lauf der Halbjahresfrist sukzessiv 
das EEG in Anspruch nehmen und 
seinen Tribut fordern.

Dies wird explosionsartig ge-
schehen, wenn die voluminöse 
Offshore-Stromproduktion in dem 
Maße anlaufen sollte, in dem die 
Investoren dies bislang noch pla-
nen. Deren Produktionskosten 
und Einspeisegebühren sind weit-
aus höher als die der Photovolta-
ik, doppelt so hoch wie die der On-
shore-Produktion und zudem von 
der Degression ausgenommen. 
Hinzu kommen noch die Kosten 
der Stromautobahnen.

Die Strompreisbremser müssen 
deshalb darauf vertrauen, dass de-
ren Initiative durch den Bundesrat 
gestoppt wird. Man hätte besser 
daran getan, den Stromverbrau-
chern den durch die Energiewen-
de ausgelösten Mehrwertsteuer-
zuwachs zurückzugeben. Das wäre 
nur fair und eine echte Strompreis-
bremse.

MdB RüdigerVeit (Bildmitte) stellt das neue Kindergeldkonzept der SPD vor. Immer wieder bilden sich lange Schlangen in der Altenberger Straße

Die Offshore Stromproduktion wirft viele Fragen auf.
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Europa braucht jetzt nicht Zau-
derer, sondern Zupacker, sagte 
unser Bundespräsident Joachim 
Gauck in seiner ersten großen 
Grundsatzrede. Recht hat er. Was 
er mit staatsmännischer Zurück-
haltung nicht angesprochen hat, 
ist die Tatsache, dass die Europäi-
sche Union dabei ist, sich selbst 
zu zerlegen. Ein Krisengipfel jagt 
den  anderen und  die Menschen 
spüren eine zunehmende Ent-
demokratisierung, bei der die 
17 Finanzminister der Eurozone 
entscheiden, wie es mit Europa, 
mit dem Schicksal von Millionen 
weiter geht. 

v

Kein Wunder also, dass das Ver-
trauen in ein gemeinsames Euro-
pa in allen Ländern schwindet 
und dass sich die  Gauweilers  auf 
der rechten oder französische 
Nationalisten auf der linken Sei-
te des politischen Spektrums mit 
nationalstaatlichem Populismus 
aus der Deckung wagen. 

v

Griechenland und seine unfass-
bare Staatsverschuldung für die 
europa-skeptischen Tendenzen 
verantwortlich zu machen, ist zu 

kurz gegriffen. Als 2002 der Euro 
eingeführt wurde, wussten die 
Verantwortlichen sehr wohl, dass 
dazu auch eine einheitliche Wirt-
schafts- und Finanzpolitik gehört. 
Diese sollte sich in den folgenden 
Jahren entwickeln. Es blieb aber 
bei 17 Regierungen in der Eurozo-
ne, 17 Finanzministern, 17 Zentral-
banken. Das Ergebnis: verheerend.

v

„Die Märkte mögen vieles falsch 
machen, aber hier tun sie das 
Richtige: Sie treiben die Politik zur 
Wirtschafts-, Sozial- und politi-
schen Union,“ analysiert  der Bel-
gier Guy Verhofstadt, von 1999 bis 
2008  belgischer Ministerpräsident 
und heute Vorsitzender der Libera-
len im Europa-Parlament.

v

Gemeinsam mit Daniel Cohn-Ben-
dit, dem früheren französischen 
Revoluzzer und heutigen Grünen-
Europapolitiker, hat er ein Ma-
nifest verfasst, in dem sie einen 
europäischen föderalen Staat for-
dern. Und sie werden konkret: Das 
im Sommer 2014 neu gewählte 
Europäische Parlament setzt einen 
europäischen Konvent ein, der 
ein Grundgesetz für einen födera-

len  europäischen Staat erarbeitet. 
In einem EU-weiten Referendum 
werden die Bürger gefragt. Erhoff-
tes  Ergebnis: die Vereinigten Staa-
ten von Europa mit einem gewähl-
ten Präsidenten, einer gemeinsa-
men Regierung und einem echten, 
demokratischen Parlament wären 
geboren.

v

Eine verrückte Europa-Vision?  
Nein, denn die Nationalstaaten 
haben ausgedient. Wir müssen 
einfach sehen: die Märkte schrän-
ken die nationale Souveränität ein. 

BÖKELS KOLUMNE
Nur ein geeintes Europa kann uns 
aus der wirtschaftlichen und poli-
tischen Krise führen. Und auch 
das ist klar: nur ein einiges Euro-
pa kann mittelfristig mit den USA, 
China, Russland aber auch Brasi-
lien und Indien mithalten. Selbst 
größere Länder wie Deutschland 
und Frankreich haben allein keine 
Chance mehr.

v

Eine Illusion? Weil die Bürger in 
den einzelnen Ländern einem 
europäischen, föderalen Staat 
nicht zustimmen werden? Die Be-
fürchtung kann man haben. Aber, 
frei nach Gauck, wir brauchen kei-
ne Zauderer, sondern Zupacker. Es 
wird darauf ankommen, dass in 
allen Parteien die Meinungsfüh-
rer die Kraft aufbringen, an einem 
Strang – Richtung mehr Europa – 
zu ziehen.

v

Cohn-Bendit und Verhofstadt 
schlagen übrigens vor, dass die 
Länder, in denen der Konventsvor-
schlag keine Mehrheit bekommt, 
in einem zweiten Durchgang ent-
scheiden können, ob sie doch da-
bei sein wollen (das hatten wir üb-
rigens beim Grundgesetz, die Bay-

ern lehnten es zunächst ab, 
stimmten dann aber doch dem 
Verbleib in der Bundesrepub-
lik zu, geschadet hat es ihnen 
nicht).

v

Natürlich gibt es auch Risiken 
und Nebenwirkungen, auf die 
auch die beiden so ungleichen 
Proeuropäer eingehen, deswe-
gen der Buchhinweis: 

Cohn-Bendit/Verhofstadt 
„Für Europa“ – Ein Manfifest 
Hanser-Verlag , 8,– € .

Gerhard Bökel war seit 1978 
Landtagsabgeordneter für 

Wetzlar, Landrat des Lahn-Dill-
Kreises und später Innen- und 

Landwirtschaftsminister

       Frische 
  ist unser    
      Handwerk.

www.globus.de

Ihr SB-Warenhaus
in der Region:

Globus Dutenhofen.

Zum einhundertsten Todestag 
August Bebels (1840 –1913) pla-
nen die Städtischen Museen von 
August bis November 2013 eine 
Ausstellung „August Bebel in Wetz-
lar – damals und heute. Eine Ret-
rospektive zum 100. Todestag 
(Arbeitstitel)“. 

Dafür sucht man Leihgaben: Er-
innerungsstücke jeglicher Art, die 
einen direkten Bezug zu August 
Bebel haben, wie z. B. Porträts, 
alte Postkarten von Maifeiern oder 
Ausgaben von sozialdemokrati-

schen Zeitungen wie dem „Vor-
wärts“ wären für die mit dem His-
torischen Stadtarchiv und dem Ge-
schichtsverein Wetzlar e.V. vorbe-
reitete Ausstellung relevant.

Dasselbe gilt für Gebrauchs- und 
Handwerksgegenstände, Druck-
grafiken o. ä., die mit dem Le-
ben und Arbeiten in Wetzlar wäh-
rend des 19. und frühen 20. Jahr-
hunderts, mit der örtlichen Arbei-
ter- und Gewerkschaftsbewegung 
oder der SPD-Geschichte in Ver-
bindung stehen. Bis 31. März 2013 
können derartige Objekte in der 

Museumsverwaltung abgegeben 
werden. Die fachgerechte Behand-
lung und sichere Aufbewahrung 
aller Leihgaben wird garantiert, für 
jedes entliehene Objekt wird ein 
Leihvertrag ausgestellt. Die Städti-
schen Museen freuen sich auf eine 
rege Teilnahme an der Aktion und 
danken allen zukünftigen Leihge-
bern bereits im voraus. 

Interessierte richten ihre Fragen 
bitte an:

angela.boesl@wetzlar.de
Tel. 0 64 41/99-41 31 oder -41 35.

Städtische Museen Wetzlar suchen 
Leihgaben für August-Bebel-Ausstellung
Erinnerungsstücke jeglicher Art werden gesucht

B 49-Anschluss
Dutenhofen
Die unendliche Geschichte und kein Ende

Nun ist es amtlich. Derzeit gibt es 
seitens der Straßenbauverwaltung 
keine Planungsaktivitäten mehr für 
den seit fast 40 Jahren geforderten 
Anschluss an die B49 bei Duten-
hofen. Damit ist auch die Beseiti-
gung des schienengleichen Bahn-
überganges Heuchelheim in weite 
Ferne gerückt. 

Auf Nachfrage des Dutenhofe-
ner Ortsvorstehers Ulrich Loh hat 
Oberbürgermeiser Wolfram Det-
te dem Ortsbeirat mitgeteilt, dass 
die Aussichten zur baldigen Fort-
führung der Planungen B 49-An-
schluss Dutenhofen mehr als un-
gewiss sind. Die in den Untersu-
chungen aufgedeckten Mängel las-
sen vielmehr vermuten, dass eine 
Umsetzung der seinerzeit bis zur 
Planfeststellungsreife geführten 
Planungsvariante eher unwahr-
scheinlich ist. Dies würde in der 
Konsequenz bedeuten, dass der 
gesamte Planungsprozess wieder-
holt werden müsste.

Die dann folgende abschließen-
de Aussage des OB, die Stadt Wetz-
lar werde trotz allem bei den zu-
ständigen Stellen weiterhin auf eine 
Realisierung dieses Projektes drin-
gen, ist aus der Sicht von Ortsvor-
steher Ulrich Loh zurückhaltend zu 
bewerten. So habe es in den letzten 
15 Jahren von den damals politisch 
Verantwortlichen in der Stadt Wetz-
lar nicht die erforderliche Unter-
stützung für diese Maßnahme ge-
geben. In diesem Zeitraum wurde 
nicht einmal von der Stadt Wetzlar 
aus eigener Initiative öffentlich auf 
die Notwendigkeit des Anschlusses 
hingewiesen bzw. wurde er gefor-
dert. Über die jeweiligen Sachstän-

de der Planungsabläufe ist die Stadt 
immer nur auf Nachfrage des Orts-
vorstehers und des Ortsbeirates tä-
tig geworden.

Über diese Entwicklung ist die 
Enttäuschung in dem Wetzlarer 
Stadtteil groß, zumal sich die Stadt 
Wetzlar seinerzeit für den An-
schluss Wetzlar-Süd besonders 
eingesetzt hat. Dieser Anschluss 
habe auch zu einer Verkehrsent-
lastung der Stadt Gießen beigetra-
gen, so dass nach einer Aussage 
der dortigen Bürgermeisterin Wei-
gel-Greilich der Anschluss an die 
B 49 weder vorrangig noch vertret-
bar ist. Die ablehnende Haltung 
der politischen Lobby in Gießen 
hat u. a. auch dazu geführt, dass 
der Anschluss B 49 inzwischen aus 
dem Bundesverkehrswegeplan ge-
strichen wurde. 

Eine Entlastung des immer noch 
zunehmenden Verkehrsaufkom-
mens im Stadtteil Dutenhofen ist 
daher bedauerlicherweise nicht 
abzusehen.

Staus, Wartezeiten, Geschiebe und 
Gedrängel – alles bleibt beim Alten



Rechtsextreme Aufkleber 
in der Wetzlarer Altstadt
Rechtsradikale Sprayer wieder unterwegs

Bürgermeister Manfred Wagner, 
Peter Klingelhöfer (Polizeistation 
Wetzlar) und Ernst Richter („Bünd-
nis gegen Nazis“) entfernen Pro-
paganda und setzen ein Zeichen 
gegen Rechts.

Bedauerlicherweise kommt es 
in letzter Zeit immer wieder vor, 
dass an Laternen, Ampelmas-
ten, Schaltkästen oder in Fuß-
gängerunterführungen Aufkleber 
mit rechtsextremen Gedankengut 
prangen oder Parolen aufgesprayt 
werden. So auch Ende Januar, als 
die Stadt erneut mit Aufklebern, 
sogenannten Spuckis, übersät wur-
de. Der Begriff des „Spuckis“ rührt 
daher, dass es sich bei den Aufkle-
bern häufig um auf der Rückseite 
gummierte Druckerzeugnisse han-
delt, die ähnlich wie eine Briefmar-
ke nach dem Befeuchten mit Spu-
cke kleben. 

Bürgermeister Manfred Wagner, 
der Leiter der Wetzlarer Polizeista-
tion, Peter Klingelhöfer, und Ernst 
Richter vom Bündnis gegen Nazis 
haben in einer gemeinsamen Ak-
tion Spuckis entfernt und damit ein 
Zeichen gegen Rechts gesetzt. 

Wie Bürgermeister Manfred Wag-
ner betonte, ist Wetzlar eine Stadt, 
in der Menschen mit rund einhun-
dert Nationalitäten friedlich zu-
sammen leben, in der nahezu ein 
Viertel aller Menschen einen Mi-
grationshintergrund hat und in der 
rund 6.000 der Einwohnerinnen 
und Einwohner nicht über einen 
deutschen Pass verfügen. Wetzlar 
ist eine Stadt, in der viele interna-
tional operierende Unternehmen 
ansässig sind und die mit ihren glo-
balen Beziehungen die Beschäfti-
gung vieler Menschen vor Ort si-
chern. Schon angesichts dieser 
Ausgangslage gilt es, rechts ex tre-
men Aktionen entgegenzutreten.

„Wetzlar ist eine bunte Stadt. Mir 

ist es wichtig, dass die Wetzlarer 
Bürger für das Thema sensibilisiert 
werden. Solche Aufkleber stören 
die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung“, erklärte bei der gemeinsa-
men Aktion Peter Klingelhöfer, Lei-
ter der Polizeistation Wetzlar. Klin-
gelhöfer machte deutlich, dass er 
die Beunruhigung der Einwohner-
schaft nachvollziehen könne, be-
tonte zugleich aber, dass die Poli-
zei bei der Aufklärung auf Hinwei-
se aus der Bevölkerung angewie-
sen sei. Deshalb bat er, Beobach-
tungen sofort der Polizei über die 
Notrufnummer 110 zu melden. 
Seine Leute seien für das Thema 
sensibilisiert. Die Polizei verfolge 
das Ziel, die Täter schnellstmög-
lich zu identifizieren.

Bereits im August letzten Jahres 
war die Stadt mit Aufklebern ver-
schandelt worden. „Um ein Zei-
chen zu setzen, hat das Stadtpar-
lament damals bereits, allerdings 
ohne die Stimmen der CDU, Posi-
tion bezogen und eine Resolution 
verabschiedet“, sagte Bürgermeis-
ter Manfred Wagner (SPD), der 

Kreis schlüpft unter 
den Schutzschirm
65 Millionen Euro Entschuldungshilfe

Der CDU treibt es die Zornes-
röte ins Gesicht. Legen sie doch 
im Wiesbadener Landtag einen 
Entschuldungsfonds für Städte, 
Gemeinden und Landkreise auf, der 
nur dann Finanzmittel für die Kom-
munen verspricht, wenn harte und 
einschneidende Konsolidierungs-
maßnahmen ergriffen werden. 

Und wenn es dann vor Ort zu ge-
nau diesen Maßnahmen kommt, 
wird Zeter und Mordio geschrie-
en. Der Lahn-Dill-Kreis hat schwe-
re und unpopuläre Maßnahmen 
getroffen. Schließungen von Schu-
len sind nicht das, was Kommu-
nalpolitiker gerne machen. Auch 
ein jahrzehntelang betriebenes Ju-
gendzeltlager an der Ostsee mög-
licherweise zu schließen oder an 
einen anderen Träger abzugeben 
fällt keinem Kommunalpolitiker 
leicht. Dennoch gibt es keine Al-
ternativen dazu. Denn die erdrü-
ckende Last von Pflichtaufgaben 
zwingt dazu, Prioritäten zu setzen 
und sich sehr ernsthaft damit aus-
einanderzusetzen. 

Und was macht 
die CDU? Sie stellt 
im Kreistag eine 
Reihe von Schau-
fensteranträgen, 
von denen kein 
einziger geeignet 
ist, den Ergebnis-
haushalt des Krei-
ses zu konsoli-
dieren. Aber ge-
nau das ist es, was 
auch CDU-Politi-
ker wie Reif und 
Irmer in Wiesba-
den beschlossen 
haben und von 

den Kommunen erwarten. Wie so 
oft sind es diese CDU-Politiker, 
die in Wiesbaden ein Feuer anste-
cken und dann vor Ort „Haltet den 
Dieb“ rufen. Mit dem Verschieben 
von ein paar Investitionen, wie von 
der CDU gefordert, ist kein Haus-
halt konsolidiert.

Der Landkreis jedenfalls wird 
alle Anstrengungen unternehmen, 
um mittelfristig seine Handlungs-
fähigkeit wieder zu erlangen. Der 
CDU ist das egal. Blanker Popu-
lismus ist stattdessen jetzt die De-
vise der Union, die jetzt sogar in 
einer Anzeigenpostille behauptet 
„jetzt hilft nur noch die Landtags-
wahl“. Nach wie vor werden aber 
Entscheidungen der Landkreise 
im Kreistag und nicht im Landtag 
beschlossen. Doch die Union ist 
noch immer nach dem von Otto 
Graf Lambsdorff sehr eindrucks-
voll geschilderten Motto vorgegan-
gen: „Jeder sagt, der Gürtel müsse 
enger geschnallt werden, doch je-
der fummelt an der Gürtelschnalle 
des anderen herum.“

auch auf die Arbeit verwies, die 
durch das Bundesprogramm „To-
leranz fördern – Kompetenz stär-
ken“ in Wetzlar und im Lahn-Dill-
Kreis gefördert werde.

Der ehemalige DGB-Kreisvorsit-
zende Ernst Richter sagte als Spre-
cher des Bündnis gegen Nazis in 
Wetzlar: „Faschistische Agitation 
hat bei uns nichts zu suchen!“ Er 
sei der Wetzlarer Polizei dankbar 
für ihr schnelles Handeln, kritisie-
re aber die Staatsanwaltschaft Lim-
burg für ihren Befund, bei den Auf-
klebern liege kein Straftatbestand 
vor: „Wie blind muss man denn 
eigentlich sein, um in einem Auf-
kleber ,Israel mordet – und die Welt 
schaut zu‘ keinen antisemitischen 
Straftatbestand zu sehen. Oder bei 
dem Spucki ,Antifaschismus ist in 
Wetzlar eine brandheiße Sache! – 
der Nationale Widerstand‘ nicht 
die Verbindung zu dem Brandan-
schlag auf das Wohnhaus der Fa-
milie Schaefer zu sehen, den die-
selbe Staatsanwaltschaft im Jahre 
2010 als versuchten Mord klassifi-
zierte?“

In der Vergangenheit waren die 
sportfachlichen Kompetenzen im 
Wetzlarer Rathaus unterschiedli-
chen Dienststellen und Dezernaten 
zugeteilt. Das Sportamt war zwar 
immer erster Ansprechpartner, doch 
musste häufig auf die Zuständigkeit 
anderer Ämter verwiesen werden. 
Mit der zum 1. Januar 2013 erfolg-
ten Neuorganisation ist das Wetz-
larer Sportamt wieder alleiniger 
Ansprechpartner in Sachen Sport.

Wie Bürgermeister Manfred Wag-
ner in seiner Eigenschaft als Sport-
dezernent mitteilte, schafft die-
se Neuausrichtung klare Zustän-
digkeiten und Verantwortlichkei-
ten. Sie stellt zudem eine stärkere 
Ausrichtung an den Interessen der 
Kundinnen und Kunden der Stadt-
verwaltung dar.

Das Sportamt wird auch zukünf-
tig für die Förderung, Betreuung, 
und Beratung der Sportvereine, 
die Planung der Sportstätteninfra-

Sportamt Wetzlar Ansprechpartner 
für alle sportfachlichen Belange
Änderungen sind zum 1. Januar erfolgt

struktur und die Imageförderung 
der Sportstadt Wetzlar Verantwor-
tung tragen. Hinzu kommt nun, 
dass das Sportamt nicht nur für die 
Vergabe und die Bewirtschaftung 
des Stadions und der Sporthallen 
zuständig sein wird, sondern zu-
dem auch für alle Sportplätze im 
Stadtgebiet Verantwortung trägt. 
Die bisher beim Stadtbetriebsamt 
angesiedelte Sportplatzpflegeko-
lonne wurde inzwischen ebenfalls 
wieder dem Sportamt zugeordnet. 

Wagner betonte, dass diese Maß-
nahme keinesfalls die Leistungen 
des bisher miteinbezogenen Stadt-
betriebsamtes in Frage stelle. „Die 
Kolleginnen und Kollegen haben 
einen guten Job gemacht“, so der 
Bürgermeister. 

Festhalten müsse man aber, 
dass die ursprünglich erwarte-
ten Synergien durch eine besse-
re Verschränkung der allgemeinen 
Grünflächenpflege und der Sport-
platzpflege sich in der Praxis nicht 

so eingestellt hätten. Im Übrigen 
sei die Organisation für Kundinnen 
und Kunden nicht immer einfach 
und nachvollziehbar gewesen.

Der Sport habe jetzt wieder einen 
Ansprechpartner, der entgegen der 
früheren Organisationsstrukturen 
im Wetzlarer Rathaus seit einiger 
Zeit auch für die Wetzlarer Bäder 
verantwortlich sei. 

Ein Ansprech-
partner für die 
Vereine
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Warum wird jetzt doch am Rasselberg gebaut?
Der Verwaltungsgerichtshof hat die Contra-Argumentation entkräftet

Jahrelang hat die Wetzlarer SPD 
sich gegen eine Bebauung des 
innerstädtischen Gebietes „Am 
Rasselberg“ ausgesprochen. Jahre-
lang war sie in der Opposition der 
Wetzlarer Stadtverordnetenver-
sammlung und konnte ihr Ansinnen 
auf Grund der dortigen Mehrheits-
verhältnisse nicht umsetzen. 

Jetzt, wo die SPD in der Regie-
rungsverantwortung steht, wurden 
Gelder in den städtischen Haus-
halt 2013 eingestellt, um mit der 
Erschließung des Baugebietes zu 
beginnen. Nicht mehr lange und 
die Bagger werden dort rollen.

Die „Bürgerinitiative zur Erhal-
tung des Naherholungsgebietes 
Rasselberg und Ilmenauanlage“, 
aber auch manch ein Bürger der 
Stadt, wirft daher der SPD Wort-
bruch oder gar Wählerbetrug vor. 
Im Oberbürgermeisterwahlkampf 
2009 und im Kommunalwahl-
kampf 2011 habe sich die SPD für 
ein „Nein zum Baugebiet Am Ras-
selberg“ ausgesprochen und jetzt, 
wo sie an der Macht ist, findet ein 
Umdenken, ein Richtungswech-
sel statt, der als „Umfallen“ oder 
„Nichteinhalten einer Zusage“ ge-
deutet werden kann. Doch hat die 
Wetzlarer SPD tatsächlich Wort-
bruch begangen? Wurde ein Kurs-
wechsel vollzogen? Stand Bürger-
meister Manfred Wagner mit sei-
nem Wahlversprechen im Wort? 
Wurde dieses gebrochen? Bevor 
solche scharfen Ausdrücke ver-
wendet werden, sollte man sich 
aber auch über die gesamte Histo-
rie und Entwicklung der Situation 
im Klaren sein. Man muss dann 
zu der Erkenntnis gelangen, dass 
in den vergangenen Jahren eine 
Entwicklung stattgefunden hat, 
die der SPD-Fraktion im Wetzlarer 
Stadtparlament keine andere Mög-
lichkeit gelassen hat als den Schritt 
der Umsetzung des Bebauungspla-
nes zu gehen.

Bereits im Jahr 2001 war im Re-
gionalplan Mittelhessen die Fläche 
als „Siedlungsbereich – Zuwachs“ 
ausgewiesen. Spätestens seit die-
ser Zeit konnten sich alle, auch An-
lieger, mit dem Gedanken ausein-
andersetzen, dass hier einmal ein 
Baugebiet entstehen wird. Unter 
Federführung des damaligen 
Stadtrats Achim Beck (CDU) wurde 
im Jahr 2004 die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes durch die Stadt-
verordnetenversammlung ein-
stimmig beschlossen. Im Rahmen 
der daraufhin erfolgten Bürgerbe-
teiligung hat die SPD erstmals Be-
denken gegen die Umsetzung er-
hoben und im Jahr 2007 dem Ent-
wurfsbeschluss des Bebauungs-
plans nicht zugestimmt. Die SPD 
hat sich dann die Argumente der 
zwischenzeitlich gegründeten Bür-
gerinitiative zu Eigen gemacht:

So wurde einerseits das von Beck 
gewählte Verfahren der Bürgerbe-
teiligung gerügt. Anlieger und Be-
troffene wurden nicht optimal in 
das Verfahren eingebunden.

Es wurde die Notwendigkeit 
eines solchen Baugebietes in Frage 
gestellt, vor allem da man damals 
davon ausging, dass genügend Flä-
chen zur kurzfristigen Bebauung in 
Münchholzhausen („Schattenlän-
ge“) und Garbenheim („Rothen-
berg“) zur Verfügung stehen. Dar-
über hinaus standen zu dieser Zeit 

noch die Gebäude der „Gershwin 
Houses“ an der Spilburg leer.

In rechtlicher Sicht ging die SPD 
davon aus, dass bei Aufstellung des 
Bebauungsplans erhebliche Abwä-
gungsfehler gemacht wurden, ins-
besondere in den Bereichen Natur- 
und Artenschutz, Bergsenkung, 
Naherholung und Altlasten.

Am 9. Dezember 2008 hat die 
Stadtverordnetenversammlung 
gegen die SPD-Stimmen den Be-
bauungsplan als Satzung beschlos-
sen, ebenso die Änderung des Flä-
chennutzungsplans. 

Die vorgenannten Gründe hat 
Manfred Wagner (SPD) mit in sei-
nen Oberbürgermeisterwahl-
kampf 2009 genommen und sich 
soweit erklärt, dass er die von ihm 
aufgezeigten Alternativen voran-
treiben und „auf dieser Grundla-
ge nochmals die gegen das Votum 
der SPD herbeigeführte Situation 
auf den Prüfstand stellen“ wer-
de. Seine Alternativen sahen da-
mals die Vermarktung der „Gersh-
win Houses“ und das Vorantrei-
ben des Baugebietes „Blankenfeld 
II“ vor. Schon damals hat er aber 
auch festgestellt, „dass der Bebau-
ungsplan für den Rasselberg inzwi-
schen Rechtskraft erlangt hat.“

Die gleichen Argumente wurden 
auch mit in den Kommunalwahl-
kampf 2011 genommen, zudem 
gestärkt durch das im Jahr 2010 
eingeleitete Normenkontrollver-
fahren, welches die Bürgerinitiati-
ve bzw. einzelne Mitglieder initiiert 
hatten. Ziel war eine Überprüfung 
der Rechtmäßigkeit des Bebau-
ungsplanes durch den Hessischen 
Verwaltungsgerichtshof (VGH) in 
Kassel. SPD-Wahlkämpfer, Stadt-
verordnete und Magistratsmit-
glieder haben sich dafür stark ge-
macht, dass die Aufhebung der be-
schlossenen Rasselbergbebauung 
angestrebt werden soll. Ihr Thema 
war insbesondere, dass Wert dar-
auf gelegt wird, „Eingriffe in Natur 
und Landschaft zu minimieren“.

Nach der gewonnenen Kommu-
nalwahl hat die SPD mit den GRÜ-
NEN eine Koalitionsvereinbarung 
in Bezug auf den Rasselberg ge-
schlossen, wonach zunächst das 
Gerichtsverfahren abgewartet wer-
den sollte. Unter dieser Vorbedin-
gung ging man dann auch in die 
Haushaltsberatungen 2012 und hat 
den Haushalt ohne Gelder für den 
Rasselberg beschlossen. Von daher 
lag der erhobene Vorwurf der CDU 
(„SPD blockiert neues Baugebiet 
Rasselberg“) völlig neben der Sa-
che. Erst nachdem feststand, dass 
der Bebauungsplan nicht mehr 
angreifbar war und daher rechts-
kräftig ist, konnten Haushaltsgel-
der für die Fortführung des Projek-
tes zur Verfügung gestellt werden. 
Dies war frühestens zum Haushalt 
2013 möglich.

Am 5. März 2012 hat der VGH 
seine 55 Seiten umfassende Ent-
scheidung verkündet, den Nor-
menkontrollantrag zurückgewie-
sen und den Bebauungsplan als 
rechtmäßig angesehen. Das Ge-
richt hat deutlich hervorgeho-
ben, dass die Bauverwaltung kei-
ne Abwägungsfehler bei der Auf-
stellung des Bebauungsplanes ge-
macht habe und dass die daraus 
abgeleiteten Entscheidungen er-
messensfehlerfrei erfolgt sind. Da-
mit wurde die ursprüngliche SPD-

Argumentation entkräftet. Eines 
der drei vorgenannten Hauptargu-
mente, dass der Abwägungsfehler, 
konnte nicht mehr aufrechterhal-
ten bleiben. Das seinerzeit von der 
Mehrheit der Stadtverordneten auf 
den Weg gebrachte Satzungsrecht 
hat also einer juristischen Über-
prüfung standgehalten. 

Das weitere Hauptargument, 
Bürgerbeteiligung und Verhalten 
Stadtrat Beck, war zwar von An-
fang an politisch inakzeptabel, ju-
ristisch aber nicht angreifbar. Sei-
ne Art des Umgangs mit Bürgern 
und seine Außendarstellung ha-
ben sicherlich auch dazu beigetra-
gen, dass er heute nicht mehr im 
Amt ist.

Verbleibt als letztes Argument 
aus der Wahlkampfzeit 2009 – 2011 
die Frage der Notwendigkeit des 
Baugebietes Rasselberg. Im No-
vember 2012 präsentierte der Ma-
gistrat erstmals eine umfangrei-
che Übersicht des Siedlungspoten-
tials im gesamten Stadtgebiet von 
Wetzlar. Alle möglichen und denk-
baren Baugebiete wurden analy-
siert, die Umsetzbarkeit und eine 
grobe Zeitschiene dargelegt. Das 
Ergebnis war ernüchternd, aber 
auch erschreckend. Denn es wur-
de deutlich, dass in der Vergangen-
heit unter der Verantwortung des 
von der CDU geführten Magist-
rats (konkret in Person des dama-
ligen Stadtrates Beck) erhebliche 
Fehler gemacht wurden. Versäum-
nisse traten zu Tage, die nunmehr 
unter Federführung der SPD wie-
der gerade gerückt werden müs-
sen. Leider wurde sich in der Ver-
gangenheit ausschließlich auf den 
Rasselberg konzentriert, die ande-
ren Baugebiete wurden schlicht-
weg vernachlässigt. Mit Ausnahme 
des Rasselbergs gibt es in Wetzlar 
kein weiteres Baugebiet, welches 
in der Entwicklung schon so weit 
voran geschritten ist, dass es kurz-
fristig erschlossen werden könnte. 
Allenfalls in 5 bis 10 Jahren ist man 
dort für eine Umsetzung bereit. Ein 
solches Ergebnis ist äußerst unbe-

friedigend, vor allem da die aktu-
elle Nachfrage nach Baugrundstü-
cken sehr hoch ist.

Während man vor etwa vier Jah-
ren noch auf Grund der damaligen 
konjunkturellen Lage davon aus-
gehen konnte, dass kein kurzfristi-
ger Massenansturm auf Baugrund-
stücke erfolgen werde, hat sich dies 
in letzter Zeit geändert. Bauzinsen 
sind niedrig, junge Familien sind 
bauwillig und es ist eine Tendenz 
„zurück in die Stadt“ erkennbar.

Weiterhin musste erkannt wer-
den, dass durch die Vermarktung 
der Wohnungen in den ehemali-
gen Wohnblocks der US-Streitkräf-
te keine Entlastung auf dem Im-
mobilienmarkt eingetreten ist.

Um die Stadtentwicklung nicht 
zu bremsen oder zu behindern, ist 
es also sinnvoll die aktuelle Nach-
frage nach Bauland kurzfristig zu 
befriedigen. Ohne den Rasselberg 
würde auf Grund der Versäumnis-
se in der Vergangenheit keine wei-
tere Entwicklung in Wetzlar statt-
finden und zwar in den nächsten 5 
bis 10 Jahren. Ob die Stadt Wetzlar, 
die sich natürlich auch in einem 
Wettbewerb mit anderen Kommu-
nen sieht, sich das erlauben kann, 
ist anzuzweifeln. Von daher wäre 
es politisch verfehlt, in Kenntnis 
der Entscheidung des höchsten 
hessischen Verwaltungsgerichtes 
„Nein zum Rasselberg“ zu sagen.

Mit einer Bebauung des Rassel-

bergs und dem damit verbunde-
nen Verkauf von 60 Grundstücken 
ist aber das Grundproblem nicht 
erledigt. Von daher hat die Regie-
rungskoalition von SPD/GRÜ-
NEN/FW der Verwaltung einen 
klaren Auftrag dahingehend er-
teilt, dass alle potentiellen Bauge-
biete nicht nur auf den Prüfstand 
kommen, sondern dass auch eine 
Priorisierung vorgenommen wer-
den soll, um zu erfahren, wie und 
wann es damit weitergeht. Bis zur 
Erledigung dieses Auftrags hat der 
Magistrat einen internen Sperrver-
merk auf die Haushaltspositionen 
zur Erschließung des Rasselberges 
gelegt. Das heißt, es werden vor-
her keine weiteren Planungs- und 
Bautätigkeiten erfolgen.

Weiterhin ist es notwendig, die 
über 400 bestehenden Baulücken 
im Stadtgebiet zu schließen. Hier-
zu sind in erster Linie die priva-
ten Eigentümer in der Pflicht. Hier 
kann die Politik allenfalls mah-
nend und die Verwaltung beglei-
tend tätig sein. Es sind Gespräche 
und Verhandlungen zu führen, ein 
Baulückenkataster ist zu führen 
und eine Vermarktung anzustre-
ben. Ziel aller Beteiligten sollte die 
Nachverdichtung und Baulücken-
erschließung sein.

Nach alledem ist es stadtplane-
risch, politisch und juristisch nicht 
mehr vertretbar, auf eine Bebau-
ung des Rasselbergs zu verzichten.

Das geplante Baugebiet am Rasselberg
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Alte Lahnbrücke wird behindertengerecht
Ein erster Schritt, um die Wetzlarer Altstadt behinderten- und seniorenfreundlicher zu gestalten

Was zunächst wie ein großes Ärger-
nis erschien, erwies sich im Nach-
hinein als ein Glücksfall für die 
Senioren und Behinderten, die sich 
unsere schöne Wetzlarer Altstadt 
erschließen möchten.

Noch in der vergangenen Legisla-
turperiode wurde die Sanierung 
der „Alten Lahnbrücke“ beschlos-
sen. Denkmalbeirat und Stadtre-
gierung waren sich schnell einig, 
ein historisches Pflaster muß die-
ses Eingangstor in die Altstadt be-
decken.

Nun hatte man ja mit „histori-

schem“ Pflaster bereits so seine 
Erfahrungen gemacht. Jeder, der 
über die Hausertorstraße in die 
Altstadt gehen – oder gar mit Rolla-
tor oder Rollstuhl fahren – möchte, 
kann ein Lied davon singen.

Selbstverständlich wurde auch 
die, zu dieser Zeit bestehende Be-
hindertenkommission um eine 
Stellungnahme gebeten. 

Nach Abwägung der verschie-
denen Interessen (Denkmalbei-
rat, Kosten, Behindertenkommis-
sion) wurde jedoch als einzige 
Maßnahme für Menschen mit Be-
hinderung an einer Seite der Brüs-

tung ein Handlauf angebracht. Die 
grundhafte Sanierung der Brücke 
zog sich über einen längeren Zeit-
raum hin. In dieser Zeit war die 
Brücke natürlich gesperrt bzw. nur 
für Fußgänger freigegeben.

Die Brücke war fertig, wurde 
wieder für den Verkehr freigege-
ben. Und dann – nach kurzer Zeit – 
wurden Mängel am Pflaster festge-
stellt. Um diese Mängel zu beseiti-
gen, ist eine komplette Neuverle-
gung notwendig.

Und nun tritt das ein, was man 
nur als einen Glücksfall für Senio-
ren und Behinderte, aber auch für 
„Kinderwagenschieber“, bezeich-
nen kann. Denn inzwischen hatte 
die Stadtregierung gewechselt und 
durch die notwendige Aufnahme 
des Pflasterbelages eröffneten sich 
Möglichkeiten des behindertenge-
rechten Ausbaus. 

In Abstimmung mit der Denk-
malschutzbehörde und dem neu 
gegründeten Behindertenbeirat 
wird nun ein behindertengerech-
tes Laufband aus geeignetem Be-
tonsteinpflaster in einer Breite von 
ca. 1 Meter entlang des vorhande-
nen Handlaufes verlegt. 

Inzwischen haben Mitglieder 
des Behindertenbeirates gemein-
sam mit ihrer Vorsitzenden Bär-
bel Keiner, Vertretern des Denk-

Auch Wetzlarer waren bei der Ski-
Weltmeisterschaft in Schladming 
zugegen. 
Weniger sportlich aktiv, aber stets 
im Auftrag der Stadtwerbung prä-
sentierten Karina Richter von 
der Touristinformation, Melanie 
Meier vom Kulturamt und Frie-
del und Dieter Steinruck von der 
Deutsch-Österreichischen Gesell-
schaft Wetzlar e.V. die Domstadt in 
einem speziell modifizierten Con-
tainer mit Promotionaufdruck auf 
der Fan-Meile am Hauptplatz in 
der steiermärkischen Partnerstadt. 

In Vertretung des Partnerschafts-
dezernenten Karlheinz Kräu-
ter reiste Stadtverordnetenvorste-
her Udo Volck nebst Gattin Sybil-
le an, um dem Wetzlarer Team hilf-
reich zur Seite zu stehen, welches 
mit Werbeprospekten, Wertherbon-
bons, Gummibärchen und zahlrei-
chen Souvenir-Artikeln schnell mit 
Einheimischen und Besuchern glei-
chermaßen ins Gespräch kam. An-
gesagte Gesprächsthemen waren 
unter anderem die „Partnerschaft 
zwischen Wetzlar und Schlad-
ming“ sowie touristische Werbung 
Wetzlars mit dem Aktiv-Programm 
„Wandern, Wasserwandern und 
Radfahren im Lahntal“. 

Neben zahlreichen Interessen-
ten und dem allgegenwärtigen of-
fiziellen WM-Maskottchen Hop-
si statteten auch Bürgermeister 
Jürgen Winter und die Stadträte 
Klaudia Kurz und Werner Held aus 
Schaldming dem Wetzlar-Informa-
tionsstand einen Besuch ab.

Präsentation Wetzlars 
bei der Ski-WM in Schladming
Kulturamt und Touristinformation Wetzlar stellten die Domstadt 
bei dem Skispektakel in Schladming vor

(v. l. n. r.) Melanie Meier (Kulturamt Wetzlar), Friedel Steinruck (DÖG 
Wetzlar), Werner Held (Stadtrat Schladming), Klaudia Kurz (Stadträtin 
Schladming), Udo Volck (Stadtverordnetenvorsteher Wetzlar), Dieter 
Steinruck (DÖG Wetzlar), Karina Richter (Touristinformation Wetzlar) 
und Jürgen Winter (Bürgermeister Schladming) 

Am Rande der Ski-WM in Schladming traf sich Stadtverordnetenvorsteher 
Udo Volck (rechts) mit Schladmings Altbürgermeister Hermann Kröll, der 
allen Freunden und Bekannten auf diesem Wege die herzlichsten Grüße 
aus Schladming übermittelt.

malbeirates, der Gremien und der 
Verwaltung auf Einladung von 
Stadtrat Semler an einer Besich-
tigung der möglichen Pflasterun-
gen für das geplante Laufband teil-
genommen. Stadtrat Semler teilte 
mit, daß auch beabsichtigt sei, ein 
Laufband der gleichen Art bei der 
Pflasterung des Steighausplatzes 
einzubringen. 

In Verlauf der Diskussion wurde 
auch auf die Problema-
tik, die sich durch eine 
Freigabe für den Fahr-
zeugverkehr für Fußgän-
ger, insbesondere Be-
hinderte, ergeben wird, 
hingewiesen. Natürlich 
gab es aufgrund der ver-
schiedenen Interessen-
lagen auch Diskussionen 
über die Art der Pflas-
terung. Dem Einen war 
das Laufband zu unter-
schiedlich zu der umlie-
genden Pflasterung, dem 
Anderen zu glatt. Wie 
so oft im Leben, wurde 
dann aber ein Kompro-
miss gefunden, mit dem 
sowohl Denkmalbeirat 
als auch die betroffenen 
Behinderten leben kön-
nen.
Zum Abschluß begrüß-

te Bärbel Keiner die zunehmen-
de Sensibilisierung für die Bedürf-
nisse der Behinderten und Senio-
ren und dankte den Beteiligten für 
die lösungsorientierte Zusammen-
arbeit. 

Bärbel Keiner, Stadträtin und Vorsitzende des Behindertenbeirats 
im Gespräch mit Walter Enders.

Baudezernent Harald Semler 
erläutert die baulichen 
Möglichkeiten
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Nicht nur in Bayern, nein auch 
in Münchholzhausen gibt es seit 
vielen Jahren einen politischen 
Aschermittwoch, verbunden mit 
einem Heringsessen.

Zum 25. Mal hat der SPD-Ortsver-
ein zum Heringsessen eingeladen. 
Zuerst fand diese Veranstaltung im 
Saal des Dorfgemeinschaftshauses 
und seit 1991 im Bürgerhaus statt. 
Begonnen hatte es als Vereins-
gespräch mit Oberbürgermeis-
ter Walter Froneberg. Später wur-
de es zu einem Ausflug in die gro-
ße Politik mit ehemaligen und ak-
tiven hessischen Ministern. Heute 
hat die Veranstaltung wieder kom-
munalpolitische Inhalte. Der Orts-

Das traditionelle Heringsessen der 
Nauborner SPD fand in diesem Jahr 
im Vereinsheim des Schützenver-
eins Nauborn 1927 e.V. statt. 

Bereits seit einigen Jahrzehnten 
lädt die SPD Nauborn hierzu Bür-
gerinnen und Bürger ein, die sich 
ehrenamtlich in Nauborner Ver-
einen, Organisationen, der Kir-
chengemeinde oder anderen Insti-
tutionen engagieren. 

Die Anerkennung des Ehrenam-
tes soll somit im Mittelpunkt der 
Veranstaltung stehen; die Einla-
dung zum Heringsessen mit Pell-
kartoffeln ist ein Dankeschön für 
den erforderlichen Zeitaufwand 
und die geleistete Arbeit.

Als Gast der Nauborner SPD prä-
sentierte sich der SPD-Kandidat für 
die Landtagswahl 2013, Murat Po-
lat. Er stellte sich zunächst persön-
lich vor und erläuterte, weshalb er 
einst die SPD als seine politische 
Heimat gewählt hat. Sodann infor-
mierte er die Vereinsvertreter über 
seine politischen Vorstellungen als 

25. Heringsessen der SPD Münchholzhausen
Politische Prominenz bei der Jubiläumsveranstaltung · „Bubi“ Streck wird geehrt für 41-jährige, aktive Mitgliedschaft in der SPD

Nauborner Heringsessen 
der SPD im Schützenhaus 
Seit Jahren eine feste Größe in Nauborn

Landtagskandidat. Im Mittelpunkt 
seiner Ausführungen standen die 
Themen soziale Gerechtigkeit, faire 
Löhne für gute Arbeit und eine fa-
milienfreundliche Politik.

Der Vorsitzende der Naubor-
ner SPD, Peter Pausch, bedank-
te sich bei dem Team, welches den 
Heringssalat zuvor am Faschings-
dienstag in bewährter Weise her-
gestellt hatte. Die SPD-Gäste ver-
brachten im Schützenhaus noch 
geraume Zeit bei interessanten Ge-
sprächen.  

vorsteher, städtische Kommunal-
politiker sowie die Landräte Ger-
hard Bökel, Karl Ihmels und Wolf-
gang Schuster waren und sind 
Gäste der Münchholzhäuser SPD. 
Wenn sich auch die Inhalte verän-
dert haben, geblieben sind der le-
ckere Heringssalat und der große 
Zuspruch der Bevölkerung. 

Der kleine SPD-Ortsverein 
Münchholzhausen ist stolz über 
den Erfolg dieser Veranstaltung. Es 
ist vermutlich eine der größten re-
gelmäßigen Parteiveranstaltungen 
im gesamten Lahn-Dill-Kreis. Ob 
die interessanten politischen Ge-
spräche oder der gute Heringssa-
lat dafür verantwortlich ist, kann 
nicht genau beurteilt werden.

In diesem Jahr stellten sich 

Manfred Wagner, Murat Polat, Jörg Kratkey, Hans Joachim „Bubi“ Streck, 
Tobias Rompf, Dagmar Schmidt, Peter Helmut Weber

Verantwortlich für die leckeren Matjes und Pellkartoffeln: die Frauen der SPD

Das hat allen geschmeckt.

Murat Polat

Peter Pausch konnte wieder zahlreiche Gäste begrüßenDie Veranstaltungsreihe unter 
dem  Motto „Essen für einen guten 
Zweck“  zog auch in seinem 16. 
Jahr Mitglieder und Freunde des 
SPD-Ortsvereins Hermannstein/
Blasbach und viele politisch inter-
essierte Bürger Hermannsteins an.

Eine Veranstaltungsserie, bei der 
immer am Aschermittwoch nach 
dem obligatorischen Herings-
essen Vertreter aus Politik, Wirt-
schaft, Kultur, Sport und Medizin 
abwechselnd zu Wort kommen. In 
diesem Jahr – einem Jahr mit Land-
tags- und Bundestagswahlen – er-
schien es den Organisatoren mehr 
als selbstverständlich, den Gästen 
wieder einmal einen Politiker zu 
präsentieren.

Ortsvereinsvorsitzender Eber-
hard Spamer zeigte sich angesichts 
des vollen Saales auch erfreut dar-
über, dass der heimische Bundes-
tagsabgeordnete Rüdiger Veit für 
diesen Abend gewonnen werden 
konnte.

Veit ging zunächst auf die 
150-jährige Geschichte der SPD 
ein und kam zu dem Ergebnis, 
dass die Partei in diesen 150 Jah-

ren zwar viel für die Gesellschaft 
und insbesondere für die Arbeit-
nehmerschaft erkämpft habe, aber 
lange noch nicht am Ziel sei. 

Er machte dies deutlich an sei-
nem zentralen Thema der „So-
zialen Gerechtigkeit“ und forder-
te endlich gleiche Bildungschan-
cen für alle Kinder durchzusetzen. 
Er geißelte den Niedriglohnsektor, 
wies auf dessen Auswirkungen im 
Alter hin, stellte fest, dass die Sche-
re zwischen arm und reich immer 
weiter auseinanderginge und sich 

die Zahl der Millionäre in Deutsch-
land in den letzten Jahren trotz Fi-
nanzkrise mehr als verdoppelt 
habe.

Das von der CSU durchgesetz-
te Betreuungsgeld verschärfe noch 
die gegenwärtige Ungleichheit. 

Auch kritisierte er die geringe fi-
nanzielle Ausstattung der Kom-
munen und dass die Energiepoli-
tik weit hinter den vorgegebenen 
Zielen zurückliege. Seine Ausfüh-
rungen zur EU gipfelten in der 
Festlegung, dass die „Merkelsche“ 
Politik den Steuerzahler noch er-
heblich belasten werde. Er wün-
sche sich für das laufende Jahr eine 
hohe Präsenz der SPD, die Regie-
rungsübernahme sowohl im Land 
als auch im Bund und damit die 
Schaffung der notwendigen Vo-
raussetzungen für 140 000 jun-
ge Menschen in Hessen, die der-
zeit ohne Bildungsabschluss sind. 
Sie müssen die Chance zur Teilha-
be an der Arbeitswelt und Gesell-
schaft erhalten.

Abschließend lud er alle Teilneh-
mer ein, den Wahltermin am 22. 
September unbedingt wahrzuneh-
men.

die Kandidatin der SPD für den 
Deutschen Bundestag, Dagmar 
Schmidt und der Kandidat für den 
Hessischen Landtag, Murat Polat 
den zahlreichen Besuchern vor. 
Mit Bürgermeister Manfred Wag-
ner und dem Fraktionsvorsitzen-
den der SPD Wetzlar, Jörg Kratkey 
wurden auch die Spitzen sozialde-
mokratischer Mandatsträger unse-
rer Stadt von dem Ortsvereinsvor-
sitzenden Tobias Rompf begrüßt. 
Natürlich fehlte auch Ortsvorste-
her Peter Helmut Weber nicht. 

Dagmar Schmidt und Murat Po-
lat haben beide ihre Schwerpunk-
te  in den Bereichen Arbeit und So-
ziales. Dagmar Schmidt hat zu-
sätzlich noch Wirtschaft und Fa-
milie als Arbeitsschwerpunkt. Die 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf wird für sie ab Mai nicht nur ein 
politisch wichtiges, sondern auch 
ein persönlich wichtiges Thema 
werden. Gerechtigkeit hat für sie 
eine besondere Stellung. Sie for-
dert Lohngleichheit für Leiharbei-
ter und Stammbelegschaft  und für 
Frauen und Männer sowie einen 
gesetzlichen Mindestlohn. Gleiche 
Chancen in der Bildung ist eine 
weitere Forderung. Es kann nicht 
sein, dass immer noch die Her-
kunft über die Zukunft entschei-
det. Über eine Bürgerversicherung 
muss Gesundheit und Pflege für 
alle gleich sein. Auch eine gerech-
tere Vermögensverteilung ist drin-
gend geboten. Wir brauchen eine 
gerechtere Steuerpolitik, in der 
starke Schultern mehr tragen als 
Schwache, sagte Schmidt. 

Murat Polat, der SPD-Kandi-
dat für den Landtag, sieht sich 
selbst als einen deutschen Sozial-
demokraten. Der 43-jährige zwei-
fache Vater ist mit drei Jahren aus 

der Türkei nach Deutschland ge-
kommen und lebt seit 12 Jahren 
in Solms. Nach seiner Meinung 
darf das Kreiskrankenhaus nicht 
verkauft werden. Die privatisierte 
Uni-Klinik in Gießen ist für ihn ein 
abschreckendes Beispiel. Weiter ist 
er der Meinung, dass der Kreis die 
Anteile an dem Energieversorger 
eon-Mitte zurückkaufen soll, um 
Einfluss auf die Energieversorgung 
nehmen zu können. 

Der Fraktionsvorsitzende Jörg 
Kratkey berichtete, dass der Ma-
gistrat beauftragt werden soll, das 
Baugebiet Schattenlänge endlich 
zu realisieren.

Bürgermeister Manfred Wagner 
hob die Bedeutung der Wetzlar-
Card hervor. Für etwa 7.500 Men-
schen bedeutet das Vergünstigun-

gen in vielen, von der Stadt mit-
finanzierten Einrichtungen. Die-
sen Vorschlag hat einzig die CDU 
im Wetzlarer Stadtparlament ab-
gelehnt. 

Ortsvorsteher Peter Helmut We-
ber freute sich in seinem Tätig-
keitsbericht, dass endlich die Aka-
zien entlang der Weingartenstraße 
gefällt wurden.

Zum Abschluss wurde Hans 
Joachim Streck, der langjähri-
ge Kassierer des SPD-Ortsvereins 
Münchholzhausen, noch geehrt. 
Die verspätete Ehrung wurde nun 
für 41 Jahre Mitgliedschaft vorge-
nommen.

Mit zahlreichen interessanten 
Gesprächen ging der Abend zu 
Ende.

Schon die Jüngsten sind interessiert

Rüdiger Veit bei seinem Vortrag

Rüdiger Veit: Wir sind noch lange nicht am Ziel 
Hermannsteiner Veranstaltungsreihe „Essen für einen guten Zweck“ 
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Christoph Görg, Anzeigenredaktion

Liebe Leser,

die nächste Ausgabe der 
Wetzlarer Nachrichten erscheint 

Freitag, den 11. Mai 2013

Anzeigen nehmen wir gerne auf
bis Mittwoch, 2. Mai 2013

Anfragen richten Sie bitte an:

goerg@spd-wetzlar.de
Telefon 01 51- 46 51 33 86

www.spd-wetzlar.de

Nein, dies ist und bleibt ein 
schlechter Gesetzentwurf! Man 
kann es drehen und wenden wie 
man will: Der schwarz-gelbe Ent-
wurf eines „Kinderförderungsgeset-
zes“ (KiFöG) würde zu deutlichen 
Verschlechterungen der Qualität der 
frühkindlichen Bildung führen, er 
ist schlecht für Kinder, Eltern, Per-
sonal und Träger.

Das ist die Wahrnehmung in der 
gesamten Fachwelt, von Wohl-
fahrtsverbänden, Gewerkschaften, 
Personalräten, Elternvertretun-
gen. Es findet sich bei den Betrof-
fenen praktisch niemand, der die-
sen Entwurf gut findet oder vertei-
digt. In den wenigen Wochen seit 
seinem Bekanntwerden hat sich 
eine landesweite Protestwelle auf-
gebaut, die in den kommenden 
Wochen noch an Stärke zuneh-

KIFÖG: Dieser Entwurf darf nicht Gesetz werden
Von Gerhard Merz, MdL

men wird. Überall in den Städten, 
Gemeinden und Regionen formie-
ren sich Aktionsgruppen zu unter-
schiedlichsten Formen des Pro-
tests, zahlreiche Aktionen vor Ort 
haben bereits stattgefunden (so ja 
auch schon eine Demo in Wetzlar), 
landesweite Aktionen sind bereits 
geplant.

Wir als SPD und ich als verant-
wortlicher Fachsprecher unter-
stützen diesen Protest von allem 
Anfang an. Schon Anfang Dezem-
ber ist bei einer „Anhörung von 
unten“, zu der ich eingeladen hat-
te, deutlich geworden, dass die-
ses Gesetz zu größeren Grup-
pen, schlechteren Betreuungszei-
ten, weniger Personaleinsatz, ver-
stärktem Einsatz von Nicht-Fach-
kräften, schlechteren Arbeitsbe-
dingungen, schlechterer Finanzie-
rung führen wird. Entgegen den 

Behauptungen von Schwarz-Gelb 
wird auch alles nicht einfacher und 
transparenter. Der Hauptpunkt 
aber ist der: Dieses Gesetz, das 
doch die Grundlage für frühkind-
liche Pädagogik bilden soll, ent-
hält nicht den Funken eines päd-

Steigende Jugendarbeitslosigkeit, 
sich anbahnende Rezessionen in 
Frankreich und Deutschland, die 
weiterhin angespannte Lage in 
Irland, Portugal, Spanien und Grie-
chenland, ein möglicher Austritt 
Großbritanniens aus der EU. 

Angesichts der Nachrichtenlage 
müssten Europas Staats- und Re-
gierungschefs mit der Lösung der 
dringendsten Probleme unseres 
Kontinents alle Hände voll zu tun 
haben. Stattdessen jedoch ver-
strickten sie sich in den vergange-
nen Monaten in einen absurden 
Streit: Um den EU-Haushaltsrah-
men 2014 – 2020 entfachte sich ein 
großes Feilschen und Schachern. 
Kleines Karo statt echter Lösun-
gen.

Damit keine Missverständnisse 
entstehen: Beim EU-Haushalt geht 
es immer um eine Menge Geld. 
Doch letztlich stritten die EU-Staa-

EU-Haushalt: An der falschen Ecke gespart
Udo Bullmann, MdEP: Absurder Haushaltsstreit bestimmt Tagesordnung der EU

ten in den Monaten zwischen No-
vember (vergangenen) und Feb-
ruar (diesen Jahres) um 14 Mil-
liarden Euro, also 0,00112 Prozent 
der europäischen Wirtschaftskraft. 
Die Europäische Kommission hat-
te im November den Haushalt auf 
jährlich 150 Milliarden Euro veran-
schlagt. Nettozahlern wie Deutsch-
land oder Großbritannien war die-
ser Betrag jedoch zu hoch. Sie for-
derten Kürzungen im Umfang von 
14 Milliarden Euro und konnten 
sich damit weitgehend durchset-
zen. 

Nach langem Gezerre hinter ver-
schlossenen Türen verabschiede-
ten die Staats- und Regierungs-
chefs schließlich einen EU-Haus-
halt in Höhe von jährlich etwas 
mehr als 137 Milliarden Euro.

Klingt an sich gut, wenn am EU-
Haushalt Einsparungen vorge-
nommen werden können. Aber: 
Der Beschluss der Staats- und Re-

gierungschefs ist ein Paradebei-
spiel für die Redewendung „an 
der falschen Ecke gespart“. Denn 
dort, wo wir Wachstum anschie-
ben müssen, werden die Budgets 
zusammengestrichen. Das gilt vor 
allem für die Erforschung neuer 
Technologien, die Schaffung neuer 
Produkte, den Ausbau von schnel-
lem Internet oder die Erweiterung 
unserer Verkehrswege. Die Kon-
sequenz der Kürzungen: Wir ver-
bauen uns selbst Zukunftschancen 
und geraten im globalen Wettbe-
werb weiter ins Hintertreffen.

Auf der anderen Seite blei-
ben alte Besitzstände unangetas-
tet. So machen die Agrarsubven-
tionen weiterhin knapp 40 Pro-
zent (!) des Haushalts aus. Hinzu 
kommt: Beschäftigungsförderung 
im ländlichen Raum, eine Ökologi-
sierung unser Landwirtschaft oder 
die Stärkung kleiner und mittle-
rer Höfe (typisch in unserem Mit-

telhessen) finden bis auf Weiteres 
eine zu geringe Berücksichtigung. 
Hier kämpfen wir als deutsche So-
zialdemokraten für nachhaltige 
Veränderungen.

Doch noch ist der EU-Finanz-
rahmen nicht in trockenen Tü-
chern. Er tritt erst dann in Kraft, 
wenn ihm das Europäische Par-
lament zustimmt. Dass diese Zu-
stimmung keine Selbstverständ-
lichkeit ist, macht eine gemeinsa-
me Erklärung von Sozialdemokra-
ten, Konservativen, Liberalen und 
Grünen deutlich. Sie üben schar-
fe Kritik am Deal der Mitglied-
staaten. Daher wird das Parlament 
nur unter bestimmten Vorausset-
zungen zustimmen: Wir brauchen 
neue Schwerpunkte für zusätzli-
ches Wachstum, auch durch eine 
flexiblere Haushaltsgestaltung, so-
wie Mittel für einen entschiedenen 
Kampf gegen die europaweite Ju-
gendarbeitslosigkeit.

Udo Bullmann gehört dem 
Europäischen Parlament seit 
1999 an und arbeitet dort in den 
Ausschüssen für Wirtschaft und 
Währung sowie Beschäftigung 
und Soziale Angelegenheiten. 
Seit Februar 2012 ist der gebür-
tige Gießener Vorsitzender der 
SPD-Europaabgeordneten. Sein 
Wahlkreis umfasst die 18 Land-
kreise und kreisfreien Städte in 
Mittel und Südhessen mit etwa 
vier Millionen Einwohnern. 

agogischen Gedankens, dafür aber 
viel Betriebswirtschaft. Und der 
Hauptpunkt ist auch: Auch nach 
diesem Gesetz bleibt der Anteil 
des Landes an der Kita-Finanzie-
rung kläglich – wenn man einmal 
von dem Geld absieht, zu dessen 

Zahlung das Land erst durch Urteil 
des Staatsgerichtshofs gezwungen 
werden musste.

In Zukunft wird – wer eine Kita 
betreibt oder leitet – hart am Wind 
segeln müssen, wird immer wie-
der neu berechnen müssen, wie 
er für seine Leistungen eine halb-
wegs vernünftige Kostenbeteili-
gung durch das Land erhält. Er 
wird ständig mit den Variablen be-
setzter Platz, Alter der Kinder, Be-
treuungsmittelwert usw. jonglie-
ren müssen. Verlässliche Planun-
gen sind so nicht möglich. Das gilt 
nicht nur für die Träger, sondern 
auch für das Personal, das sich auf 
mehr Teilzeit-, mehr befristete, 
mehr flexibilisierte Verträge ein-
stellen muss, das gilt auch für die 
Eltern.

Nein: Dieser Entwurf darf nicht 
Gesetz werden!
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Dagmar Schmidt kandidiert für den Bundestag
Die SPD Lahn-Dill setzt auf die 39-jährige aus Dutenhofen, die unsere Region in Berlin vertreten soll

Dass es um die Rahmenbedingun-
gen für Fahrradfahrerinnen und 
Fahrradfahrer in Wetzlar nicht 
gerade zum Besten bestellt ist, 
ist in der Domstadt ein offenes 
Geheimnis, auch wenn die in den 
vorangegangenen Wahlperioden Ver-
antwortung tragenden Christdemo-
kraten immer wieder geneigt sind, 
dies zu negieren. Aktuell hat nun 
auch eine Studie des Allgemeinen 
Deutschen Fahrradclubs (ADFC) 
dies bestätigt. Unter 47 beteiligten 
hessischen Kommunen nimmt die 
Stadt an Lahn und Dill gerade ein-
mal Rang 43 ein.

„Auf diesem Platz wollen wir nicht 
verharren“, erklärte SPD Frak-
tionsvorsitzender Jörg Kratkey, 
der darauf verwies, dass die So-
zialdemokraten gemeinsam mit 
den Fraktionen von Bündnis 90/
Die Grünen und der Freien Wäh-
lergemeinschaft einen Beschluss 
des Stadtparlaments initiiert ha-
ben, wonach für Wetzlar ein Rad-
verkehrskonzept zu erarbeiten ist. 

In die Erarbeitung soll sowohl 
der ADFC mit seinem Fach- und 
Sachverstand eingebunden wer-
den, als auch interessierten Wetz-
larerinnen und Wetzlarern die 
Möglichkeit der Beteiligung eröff-
net werden soll.

„Bei diesem Konzept wird es“, so 
fuhr Kratkey fort, „um das Schlie-
ßen von Lücken im Radwegenetz, 
um eine nutzerfreundlichere We-

Radverkehr in Wetzlar – 
es besteht Handlungsbedarf
SPD sieht sich durch ADFC-Umfrage bestätigt

Das kann
teuer werden!
Endabrechnung der Altstadt-Sanierungsgebiete 
steht noch aus. CDU verschleppte das Thema.

geführung, um die Verbesserung 
der Ausschilderung, die Reinhal-
tung der Wege, die Frage der Mit-
nahme der Räder in öffentlichen 
Verkehrsmitteln, aber auch das 
Vorhalten von Abstellmöglichkei-
ten für Fahrräder gehen“.

Und schließlich gelte es auch die 
Stelle eines ehrenamtlichen Rad-
verkehrsbeauftragten einzurich-
ten. Dessen Funktion solle es im 
Wesentlichen sein, Hinweise und 
Anregungen der Radfahrerinnen 
und Radfahrer aufzunehmen und 
in die Verwaltung hineinzutragen. 
Zudem gelte es, städtische Ver-
kehrsplanungen zu begleiten und 

Schon weit über 30 Jahre läuft die 
Sanierung der Altstadt. Die Stadt 
Wetzlar hat viel Geld zur Stadt-
erneuerung in die Hand genom-
men, aber auch die Eigentümer 
haben viel investiert. 

Die Stadtsanierung hat der Altstadt 
gut getan. Allerdings gibt es einen 
großen Schuss Wasser, der in den 
Wein gegossen werden muss. Wäh-
rend in Gebieten, in denen kei-
ne Sanierungssatzungen gelten, 
die Anlieger über Straßen- und Er-
schließungsbeiträge finanziell zu 
vergleichbaren Maßnahmen bei-
tragen müssen, sind die Eigentü-
mer im Geltungsbereich der Sanie-
rungsgebiete davon befreit. 

Das bedeutet aber nicht, dass 
nichts zu zahlen wäre. Vielmehr 
wird nach Abschluss der Sanie-
rung der Bodenwert vor und nach 
der Sanierung gegenübergestellt 
und die inflationsbereinigte Diffe-
renz ist als Beitrag der Eigentümer 
zu zahlen.

Seit gut 15 Jahren ist die Sa-
nierung so gut wie abgeschlos-
sen. Doch der frühere Stadtbaurat 
Achim Beck (CDU scheute es wie 
der Teufel das Weihwasser, diese 
Themenstellung anzugehen, ob-
wohl er gesetzlich dazu verpflich-
tet war und das Land bereits vor 
Jahren auf einer endgültigen Abre-
chung besteht. Jetzt hat das Land 
eine letzte Frist gesetzt, die bis 

Ende 2015 geht. Dann muss abge-
rechnet sein. Die Verschleppungs-
taktik der CDU kommt dabei die 
Eigentümer in der Altstadt nach 
Einschätzung von Experten teu-
er zu stehen. Eine Abrechnung vor 
15 Jahren wäre möglich und infla-
tionsbereinigt für die Eigentümer 
womöglich günstiger ausgefallen 
als jetzt, wo sich die Bodenwerte 
infolge des Trends in die Städte auf 
hohem Niveau behaupten. 

Die CDU hat den Hauseigentü-
mern in der Altstadt möglicherwei-
se durch diese Verschleppungstak-
tik einen Bärendienst erwiesen.

die Belange der Velo-Fahrer früh-
zeitig einzubringen. 

Kratkey abschließend: „Wir wol-
len, dass mehr Menschen das 
Fahrrad nutzen, um sich unse-
re Stadt zu erschließen. Folglich 
müssen wir unsere Strukturen prü-
fen und unsere Planungen auch 
an den Belangen der Radfahrerin-
nen und Radfahrer ausrichten. Da-
bei wollen wir nicht nur die Wetz-
larerinnen und Wetzlarer, die ihre 
Stadt gut kennen, in den Blick neh-
men sondern gerade auch die Rad-
touristen, für die Wetzlar und das 
Lahntal zunehmend ein lohnens-
wertes Reiseziel darstellt. “

Nicht überall in Wetzlar ist es für Radfahrer so idyllisch, 
wie am Ende der Friedensstraße
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Zum zweiten Mal nach 2009 kan-
didiert Dagmar Schmidt für den 
Deutschen Bundestag. Die 39-jäh-
rige Historikerin aus Dutenhofen 
wurde von der heimischen SPD mit 
einem klaren Votum von über 94 % 
als Bundestagskandidatin für den 
Bundestagswahlkreis 172 nomi-
niert. Die Bundestagswahl fin-
det am 22. September 2013 statt. 
Dagmar Schmidt stellt sich vor.

Ich bin 1973 geboren und in einer 
sozialdemokratischen Familie auf-
gewachsen, in der die Erfahrung 
von Verfolgung und Unfreiheit so-
wohl während der Nazi-Herrschaft 
als auch in der DDR zur Familien-
geschichte gehört. Diese Erfahrun-
gen bewegten mich, Verantwor-
tung zu übernehmen und mei-
nen Beitrag zu einer freien, gerech-
ten und solidarischen Gesellschaft 
zu leisten. Dabei hat für mich per-
sönlich der Kampf gegen Vorurtei-
le und Rassismus, für soziale Ge-
rechtigkeit und persönliche Frei-
heit und die internationale Verant-
wortung Deutschlands und Euro-
pas für eine friedliche und gerech-
te Welt eine besondere Bedeutung. 

Deshalb bin ich seit meinem 16. 
Lebensjahr Mitglied der SPD und 
auf den verschiedensten Ebenen 
haupt-, vor allem aber ehrenamt-
lich, engagiert.

Meine ehrenamtliche Arbeit um-
fasste dabei die verschiedensten 

politischen Bereiche von den Jusos 
über aktive Hochschulpolitik bis 
zur Gremienarbeit innerhalb der 
SPD vor Ort und überregional. 

Darüber hinaus habe ich im 
Ortsbeirat und im Kreistag kom-
munalpolitische Erfahrung gesam-
melt und mich dort, vor allem für 
soziale Fragen, engagiert. 

Nach dem Abschluss meines Stu-
diums der Geschichtswissenschaf-
ten mit einer Magistraarbeit über 
die programmatische Entwick-
lung der Nachkriegs-SPD, bis zur 
Regierungsbeteiligung unter Willy 
Brandt, habe ich zunächst als Ab-
geordnetenmitarbeiterin gearbei-
tet. Von dort bin ich als wissen-
schaftliche Referentin in die Lan-

desgeschäftsstelle der hessischen 
SPD gewechselt und von dort in 
die Geschäftsstelle der Landtags-
fraktion. Hier arbeite ich bis heu-
te als parlamentarische Referentin 
für Wirtschaft, Verkehr und Lan-
desentwicklung sowie als Grund-
satzreferentin. 

Im Jahr 2009 habe ich das erste 
Mal für die SPD im Lahn-Dill-Kreis 
für den Bundestag kandidiert. Lei-
der habe ich den Einzug in den 
Bundestag nicht geschafft. Ich wer-
de aber 2013 erneut antreten, um 
vor allem die Themen Arbeit, Wirt-
schaft und soziale Gerechtigkeit in 
Berlin zu vertreten. 

Ich stehe für gute Arbeitsbedin-
gungen und gerechte Löhne. Wir 

brauchen endlich einen flächen-
deckenden gesetzlichen Mindest-
lohn, der auch ein gutes Leben im 
Alter ermöglicht. Gleicher Lohn für 
gleichwertige Arbeit bei Männern 
und Frauen und Leiharbeitern und 
Stammbelegschaft ist ein Gebot 
der Gerechtigkeit. 

Ich stehe für eine Wirtschaft, 
deren Antrieb Innovationen und 
Qualität, nicht aber Lohndum-
ping ist. Dafür müssen wir gute 
Rahmenbedingungen bei Bildung, 
Forschung und dem Ausbau der 

Infrastruktur schaffen. 
Ich stehe für eine gerechte Fami-

lienpolitik, in der Väter und Müt-
ter dabei unterstützt werden, Fa-
milie – Kinder und Pflegebedürf-
tige – und Beruf gut und gleich-
berechtigt miteinander vereinba-
ren zu können. Glückliche Fami-
lien sind nicht per Gesetz zu ver-
ordnen. Aber Politik kann einen 
Beitrag dazu leisten, es Familien 
leichter und sie damit ein bisschen 
glücklicher zu machen.

Mit großer Mehrheit von den Delegierten wieder aufgestellt: Dagmar Schmidt

Schön aber aufwändig: 
Altstadtsanierung
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Willst DU . . .
. . .  aktiv am politischen Geschehen mitgestalten 

und deine Meinung einbringen?

. . .  dich für soziale Gerechtigkeit stark machen?

. . .  mit Gleichgesinnten über aktuelle politische 
Themen reden und diskutieren?

. . .  einfach nur die Welt verbessern?

Dann melde dich einfach bei www.jusos-hessensued.de 
oder www.spd.de an.

Oder kontaktiere uns direkt unter jusos.wetzlar@yahoo.de!

Juso-AG Wetzlar · Bergstraße 60 · 35578 Wetzlar

Reizend oder aufreizend, wer will das abschließend klären?

Die Sexismusdebatte – 
überfällig oder unnötig?
Jusos debattieren zum Thema

Antisemitismus auf britisch
Britischer Abgeordneter Galloway weigert sich, mit Israeli zu diskutieren

Angestoßen von dem  Sternartikel 
über Rainer Brüderle, beteiligte 
sich die Juso AG Wetzlar an der 
Debatte um Sexismus. 

Spätestens nach den vielen Mel-
dungen auf Twitter, wo Frauen und 
auch einige Männer ihre Erfahrun-
gen zum Thema Sexismus unter 
„Aufschrei“ sammelten, hat diese 
Diskussion ein gesellschaftliches 
Ausmaß erreicht. Zu dem The-
ma: „Die Sexismusdebatte – längst 
überfällig oder unnötig?“ fand der 

erste politische Abend in diesem 
Jahr statt. 

Junggenossin Louisa Süß führ-
te mit einer Definition des Begrif-
fes nach verschiedenen Gesichts-
punkten in die Veranstaltung ein. 
Danach diskutierten die Teilneh-
merinnen und Teilnehmer über 
verschiedene Thesen, wie „Frauen 
provozieren durch ihre Kleidung“ 
oder „Es ist sexistisch, wenn eine 
Frau von einem fremden Mann 
Süße, Schönheit oder Schätzchen 
genannt wird.“ 

Man stelle sich vor, ein Bundes-
tagsabgeordneter kommt zu einer 
Diskussion mit Studenten. Sein 
Diskussionspartner stellt sich als 
Ausländer heraus, als Israeli. Dar-
aufhin verlässt der Abgeordnete die 
Diskussion, denn „Ich debattiere 
nicht mit Israelis“.

Undenkbar? In Deutschland 
(noch) ja. In Großbritannien lei-
der nicht – am 20. Februar verließ 
der linke Abgeordnete George Gal-
loway eine Diskussion in Oxford, 
da sein Gegenüber Eilon Aslan-Le-
vy über Israel in der „Wir“-Form 
sprach.

Galloway, ehemals Mitglied der 
Labour-Party (entspricht in etwa 
der SPD), war von 2005 bis 2010 
und ist seit 2012 einziger Abgeord-
neter für die Respect-Party im bri-
tischen Unterhaus.

Respect ist eine wegen des 
Irak-Krieges von Labour abge-
spaltene Partei, die für Respekt, 
Gleichheit, Sozialismus, Frie-
den, Umweltschutz, Gemein-
schaft und die Gewerkschafts-
bewegung eintritt – fordert aber 
gleichzeitig, dass Galloway für 
seine Aktion Beifall gespendet 

werden sollte, statt ihn zu ver-
dammen.

Statt auf Dialog, basiert Gallo-
ways Politik jedoch auf Konfronta-
tion mit Israel: „Ich habe mich heu-
te Abend geweigert, in Oxford mit 
einem Israeli, einem Anhänger des 
Apartheid-Staats Israel, zu debat-
tieren. Der Grund ist einfach: kei-
ne Anerkennung, keine Normali-
sierung. Nur Boykott, Kapitalabzug 
und Sanktionen, bis der Apartheid-
Staat niedergeschlagen ist. Ich de-
battiere nie mit Israelis und spreche 
auch nicht mit ihren Medien.“

Dumm für Galloway, dass er 
selbst in seiner Fernsehsendung 
„Comment“ angibt, mit vielen Is-
raelis zu sprechen, die natürlich al-
lesamt gegen Israel eingestellt sei-
en. „Comment“ wird übrigens auf 
PRESSTV ausgestrahlt – einem ira-
nischen Propagandakanal. Ein 
Schelm, der Böses dabei denkt . . .

Klugerweise spricht Galloway al-
lerdings nie von „den Juden“, son-
dern von „den Israelis“. Scheinbar 
reine Kritik an einem Staat also.

Beachtet man jedoch, dass sich 
diese Kritik an einer Einzelperson 
entlädt (die ihre Geburt als Israe-
li nicht selbst entschieden hat), 

und die politische Herkunft Gallo-
ways, sieht die Welt schon ganz an-
ders aus: Galloway ist auf Lebens-
zeit aus Ägypten ausgewiesen, da 
eine seiner Anti-Israel-Aktionen 
den Tod eines ägyptischen Gren-
zers bewirkt hat – und er ist von 
der Hamas zum Ehrenpalästinen-
ser ernannt worden. Die Hamas, 
man halte sich das vor Augen, be-
trachtet Juden als Parasiten statt 
Menschen.

Die Studenten in Oxford bra-
chen in ungläubiges bis hilfloses 
Gelächter aus. Nicht einmal zu 
Gesprächen bereit zu sein, hatten 
sie wohl von einem Abgeordneten 
nicht erwartet.

Und so steht es in Deutschland 
auch: Wie weit der Antisemitismus 
(auch und gerade in der Tarnung 
als Israelkritik) in der Gesellschaft 
verankert ist, ist erschreckend und 
erschreckend unbekannt.

Lieber faucht man eine Referen-
tin zusammen „mal was neues zu 
erzählen“, statt nochmal über die 
Zweistaatenlösung zu sprechen, 
wie vor wenigen Jahren an der 
Goe the schule geschehen.

Aber, das ist eine andere Ge-
schichte . . . 

Hierbei wurde auch der weibli-
che Sexismus angesprochen, denn 
Männer fühlen sich häufig von 
Frauen sexuell belästigt. Im Verlauf 
des Abends wurde immer wieder 
verdeutlicht, dass nicht alles direkt 
sexistisch ist und von der jeweili-
gen Situation und Beziehung zu 
der anderen Person abhängt. 

Der nächste politische Abend 
findet am 24. März statt und ist 
eine weitere Veranstaltung, die zur 
Diskussion zu aktuellen Themen 
einlädt. 
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Mit seinem Clown-Vergleich 
für die Italienischen Wahlsieger 
Grillo und Berlusconi hat SPD-
Kanzlerkandidat Steinbrück viel 
Wirbel erzeugt.

Italiens Staatspräsident Gior-
gio Napolitano sagt ein Abend-
essen ab, Merkel eubt sich wie 
immer nicht – aber der Direk-
tor des Circus Roncalli ist erbost: 
Er verbittet sich, mit Berlusconi 
verglichen zu werden.

Dabei wären die beiden soge-
nannten Clowns nicht ernst zu 
nehmen und durchaus belusti-
gend: Der eine, Grillo, hält AIDS 
für einen Schwindel und bittet 
Deutschland um Krieg. Der an-
dere, Berlusconi, hat kein Pro-
gramm, das auch nur einen Tag 
hielte – dafür steht seine Politik 
auf einer Oben-ohne-Abgeord-
neten der Größe D, flotten Mäd-
chen, Geld und, oh ja, nackten 
Frauen im Fernsehen.

Bedauerlicherweise hat der 
Wähler entschieden ihnen 
Macht zu geben, um es mit Nor-
bert Röttgen zu sagen (der ohne 
AIDS und Brüste seine Wahl da-
mals verloren hat).

Also unlustige Clowns? Geht 
nicht, sagt Bernhard Paul (Clown 
seit 36 Jahren und Chef des Ron-
calli), denn ein Clown sei ein 
Mensch der „die Menschen zum 
Lachen bringt, ohne sie dabei zu 
einem Opfer zu machen“.

Recht hat er da. Grillo und 
Berlusconi haben nun die Mög-

lichkeit, nicht nur ihre 16 Millio-
nen Wähler oder die 60 Millio-
nen Italiener, sondern sogar alle 
500 Millionen Europäer zu Op-
fern zu machen.

Italien ist so mächtig wie nie 
zuvor, mit etwas Geschick kann 
es den Euro zerstören – dieses 
Geschick hat Berlusconi schon 
bewiesen, indem er Italien in 
den jetzigen Zustand versetzt 
hat.

Bleiben wir also doch lieber 
in Deutschland. Unsere Clowns 
in der Regierung machen we-
nigstens nichts kaputt – schließ-
lich machen sie weitgehend gar 
nichts. Außer Anekdoten produ-
zieren:
• Der Innenminister darf nicht 

mit seiner Frau telefonieren, 
weil er sonst das Amt nicht 
will.

• Für die Familienministerin ist 
Politik „nicht immer nur Pony-
hof“.

• Der Entwicklungshilfeminis-
ter hält sein Amt seit Jahren für 
Unsinn.

• Die Bildungsministerin hatte 
gerade Zeit für das Amt, da sie 
zuhause abgewählt wurde.

• Die Bundeskanzlerin war Pro-
pagandaführerin der Kom-
munisten und hat, kein Witz, 
einen Minister für besondere 
Aufgaben . . .

Warum also in die Ferne schwei-
fen?

AUFGEPASST!
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CHRISTOPHS KOCHECKE Christophs Lachs mit Belugalinsen

chen aufsetzen und den „betrun-
kenen“ Linsen zusehen, wie sie 
langsam den Punkt erreichen, an 
dem man einen ganz besonderen 
Geschmack dazugeben sollte. Bei 
zahllosen Besuchen in den Tem-
peln der Gaumenfreuden ist mir 
ein ganz besonderer Balsamico 
Essig mit Cranberry in die Hän-
de gefallen. Der ist so lecker, man 
kann ihn auch einfach so mit 
dem Löffel essen. Aber nein, hier 
kommen zwei gute Esslöffel da-
von in die nun ziehenden Linsen. 
Der Riesling hat seinen Alkohol 

Lachs aus dem Ofen 
mit schwarzen Belugalinsen 
und Kartöffelchen

Ich wurde gebeten, in der neuen 
Ausgabe unserer Wetzlarer Nach-
richten „was fischiges“ anzubie-
ten. Da habe ich mir gedacht, 
einfach und gut soll es sein.
Für 4 Personen nehme ich ein 
schönes Lachsfilet von ca. 1 kg. 
Dieses leckere Stück Fisch mit 
Küchenkrepp abtrocknen und 
in eine leicht mit Olivenöl ge-
schwenkte Auflaufform auf die 
Hautseite legen. Mit grobem 
Meersalz würzen, frische Kräu-
ter je nach Geschmack um den 
Fisch drapieren, einige Scheiben 
frische Zitrone und ein oder zwei 
geviertelte Tomaten dazuge-
ben. Den Backofen auf 120 –140 
Grad vorheizen. In der Zwischen-
zeit die gewaschenen Belugalin-
sen in leichtem Salzwasser ko-
chen, bis sie bissfest darauf war-
ten, mit einem guten Schuss tro-
ckenem Riesling abgelöscht zu 
werden. Nun ab mit dem Fisch 
in den vorgeheizten Ofen für 
etwa 20 Minuten. Die Kartöffel-

ausgehaucht und die Linsen ha-
ben den Geschmack der Trauben 
angenommen. Feuer aus und 
einfach ziehen lassen. Die Kar-
töffelchen sind auch in der Zeit 
und der Blick in den Ofen sagt, 
noch 10 Minuten. 
Nun geht es los. Den Fisch in pas-
sende Stücke tranchieren und 
mit den Belugalinsen und den 
Kartöffelchen anrichten. Mei-
ne Empfehlung zur Komplettie-
rung ist ein leckerer halbtrocke-
ner Riesling aus der Pfalz.
War doch einfach, oder nicht? 
Mit wenig Aufwand sich und sei-
nen Gästen einen Genuss zau-
bern ist was Tolles.

Für 4 Personen:
1 kg frisches Lachsfilet
Grobes Meersalz
Frische Kräuter 
2 Tomaten
1 Zitrone
250 gr. schwarze Belugalinsen
Ein Glas halbtrockenen Riesling
Zwei Esslöffel Balsamico Essig 
mit Cranberry
Kartoffeln muss jeder 
nach  Hunger entscheiden.

Nach Ansicht der Wetzlarer SPD ist 
der aktuelle Lebensmittelskandal 
ein erneuter Beweis dafür, dass die 
Hürden des Verbraucherinforma-
tionsgesetzes viel zu hoch sind. 

Die Bundesregierung habe bei die-
sem Gesetz gar zu sehr den Schutz 
der Lebensmittelindustrie im Blick 
gehabt und viel zu wenig den der 
Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, so die Einschätzung der Ge-
nossen. 

Aigners Gesetz sei ungeeignet, 
die Verbraucher vor Betrug und 
Täuschung zu schützen, denn die 
Behörden dürften die Verbraucher 
nicht über die betroffenen Pro-
dukte informieren, solange nur 

ein Täuschungsfall vorliege. In 
der Praxis bedeutet dieser absur-
de Schutzmechanismus, dass bei-
spielsweise die Umetikettierung 
der Mindesthaltbarkeitsdaten, der 
Fund von Gammelfleisch oder ir-
reführende Produktkennzeich-
nungen bei Anfragen an Behörden 
nicht offengelegt werden müssen.

Mit der sozialdemokratischen 
Landtagsfraktion sind auch die 
Sozialdemokratinnen und So-
zialdemokraten vor Ort der An-
sicht, dass die hessische Landes-
regierung gefordert ist. Allen vor-
an muss Staatsministerin Puttrich 
tätig werden, die für den Schutz 
der hiesigen Verbraucherinnen 
und Verbraucher verantwortlich 

Junge Leute 
zunehmend arbeitslos
Dr. Thomas Spies (SPD): Anstieg der 
Jugendarbeitslosigkeit ist alarmierendes Zeichen

Die Lösung: das Kuheselpferd
Mit einer neuen „Lasagnerasse“ wäre Frau Aigner aus dem Schneider

Als ein „alarmierendes Zeichen“ hat 
der sozialpolitische Sprecher der 
SPD-Landtagsfraktion den Anstieg 
der Jugendarbeitslosigkeit bezeich-
net. „Die Zunahme der Arbeitslo-
sigkeit von Menschen unter 25 Jah-
ren muss für die Politik ein Alarm-
zeichen sein und ist bedauerlich“, 
sagte Dr. Thomas Spies. 

Laut aktueller Daten ist die Arbeits-
losigkeit in der Gruppe der 15- bis 
25-Jährigen gegenüber dem Vor-
jahr um knapp 2000 Personen be-
ziehungsweise um 12,1 Prozent 
gestiegen und liegt damit deut-
lich über dem Durchschnitt der 
Arbeitslosigkeitsentwicklung in 
Hessen. Hier bestehe Handlungs-
bedarf, so der SPD-Politiker, der 
auch auf die hohe Zahl von über 
140.000 jungen Menschen unter 27 
ohne abgeschlossene Berufsaus-
bildung in Hessen hinwies. 

„Gerade am Beginn des Berufs-
lebens darf niemand ausgeschlos-
sen werden. Falsche Entscheidun-
gen können später nur mit erheb-
lichem Aufwand korrigiert werden 
und oft gelingt auch das nicht“, 
sagte Dr. Spies. Er verwies auf aktu-

elle Untersuchungen, die die posi-
tiven Auswirkungen einer dualen 
Ausbildung betonten. Jugendliche, 
die Probleme mit der Schule hät-
ten, könnten hier eine gute Start-
grundlage fürs Leben erhalten. 

Spies forderte die Landesregie-
rung auf, sich der Verbesserung des 
Übergangs von der Schule in den 
Beruf anzunehmen. Der Sozial-
politiker kündigte an, dass die SPD 
in den nächsten Wochen dazu ein 
eigenes Konzept vorlegen werde. 
„Wir wollen, dass in Hessen kein 
junger Mensch mehr ohne Ausbil-
dung bleibt. Jugendarbeitslosigkeit 
darf nicht einfach so hingenom-
men werden“, erklärte Dr. Spies.

Gut – Besser – 
Gimmler

Beratung und Anmeldung:

35576 Wetzlar, Langgasse 73, Am Forum 1 · Telefon 0 64 41 / 9 01 00

RUNDREISEN

15.04.– 23.04. Italien pur! Bologna – Rom – Sorrent – Capri – Ischa – Gardasee
 inkl. HP in ausgewählten Hotels und vieler Ausflüge ab €  915,–

01.05.– 05.05. Faszination Loiretal . . . ein königliches Vergnügen
 inkl. HP im Hotel Kyriad Tours und vieler Ausflüge ab €  589,–

07.05.– 15.05. Galizien – Kleinod des Ostens
  inkl. HP in ausgewählten Hotels, aller Ausflüge 

und Auslandkrankenversicherung ab €  954,–

23.05.– 27.05. Dänemarks Schlösser
 inkl. HP im ausgewählten Hotel und aller Ausflüge ab €  619,–

29.05.– 09.06. Entlang der Adriaküste . . . Kroatien – Montenegro – Albanien
 inkl. ÜF in guten Hotels und vieler Leistungen und Ausflüge ab € 1411,–

14.06.– 20.06. Das Schottische Hochland . . . lassen Sie sich verzaubern
 inkl. HP im gebuchten Hotel und verschiedener Ausflüge ab €  749,–

15.06.– 23.06. Fjordland Norwegen und Westkap
 inkl. HP in guten Hotels und Programm ab € 1199,–

18.06.– 23.06. Zum Mittsommerfest nach Schweden
  inkl. HP im Comfort Hotel Malmö, Mittsommerfest 

in Frederiksdal und vieles mehr  ab €  719,–

21.06.– 27.06. Frankreich – Wilde Atlantikküste
 inkl. HP in guten Hotels und aller Ausflüge ab €  849,–

21.06.– 29.06.  Bersteinland Ostpreußen
inkl. HP in guten Hotels, Stadtbesichtigung Posen u.v. m. ab €  939,–

24.06.– 07.07. Nordkap und Lofoten
 inkl. HP in guten Hotels, Inselführung Lofoten u.v. m. ab € 1999,–

26.06.– 30.06. Dorset mit Isle of Wight
 inkl. HP in ausgewählten Hotels und vieler Ausflüge ab €  534,–

30.09.– 05.10. Olmütz und die Mährische Bernsteinstraße
 inkl. HP in guten Hotels und aller Ausflüge ab €  639,–

OSTERREISEN

28.03.– 01.04. Osterfest auf Rügen
 inkl. HP, Inselrundfahrt, Ostertanz und vieles mehr ab €  449,–

28.03.– 01.04. Osterfreude im Salzkammergut
  inkl. HP, Osterdinner, Salzkammergut Seen-Rundfahrt, 

Schlösserschifffahrt und Eintrittskarte für das Osterkonzert ab €  409,–

29.03.– 01.04. Ostern in Prag
 inkl. ÜF, Prager Burg und Altstadtführung ab €  299,–

29.03.– 01.04. Ostern in der Lüneburger Heide
 inkl. HP, Kutschfahrt und Osterfeuer ab  €  319,–

29.03.– 02.04. Osterfest am Millstätter See
  inkl. HP im Hotel Simeter, Osteressen, Stadtführung Klagenfurt, 

Ausflüge nach Tarvisio, Bled und Velden ab €  399,–

Wir begeistern Menschen

Der neue Sommerkatalog 2013 ist da!

Gleich anfordern

ist. Sie muss deshalb ihren Ein-
fluss auf ihre Bundesministerin 
geltend machen, damit sich Frau 
Aigner nun endlich auf EU-Ebene 
für eine verpflichtende Herkunfts-
kennzeichnung von Fleisch stark 
macht. Es genügt nicht, dass die 
Bundesregierung nach jedem Le-
bensmittelskandal von effektive-
ren Kontrollen spricht, sich de fac-
to aber nichts tut. 

Nach dem Skandal ist vor dem 
Skandal – doch das kann es nach 
Ansicht der SPD nicht sein. Daher 
fordert sie ein stärkeres Informa-
tionsrecht der Verbraucher. Dies ist 
nach ihrer Bewertung ein wesentli-
cher Baustein, um Betrügereien zu 
begegnen.

Immer mehr Jugendliche gucken 
in die Röhre mit ihrer Ausbildung
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VERANSTALTUNGS-TIPPS

13. 3. 2013
Die Welle – Jugendstück
Nach einem Klassiker von
Morton Rhue
Uhrzeit: 10:00 Uhr
Ort: Stadthalle Wetzlar 

13. 3. 2013
TM Stevens & Shocka Zooloo
feat: Neil Zaza & TC Tolliver
The King of Metal-Funk
Uhrzeit: 20:00 Uhr
Ort: Kulturzentrum Franzis

21  3. 2013
Wir Barbaren – 
Propaganda im ersten Weltkrieg
Vortrag mit Bernd Lindenthal
Ort: Aula, Obertorstraße 20

22. 3. 2013
CCR Revival Band
Blues & Rock 
Uhrzeit: 21:00 Uhr
Ort: Kulturzentrum Franzis

27. 3. 2013
Die Schlager-Hits des Jahres
Die Tournee 2013
Einlass: 18:30 Uhr
Beginn: 19:30
Ort: Rittal-Arena Wetzlar

27. 3. 2013
HSG Wetzlar vs. SC Magdeburg
Handball-Bundesliga
Uhrzeit: 19:00 Uhr
Ort: Rittal-Arena Wetzlar

UNSER BUCHTIPP

Ein damals sechsjähriges Mädchen  
beschreibt heute seine Erlebnisse 
im 2. Weltkrieg in Garbenheim.

Nicht irgendwo fernab, sondern 
direkt vor der Haustür hier im heu-
tigen Wetzlarer Stadtteil Garben-
heim, ereignet sich die Geschich-
te der kleinen Christa, die mit ihrer 
Familie wegen der Kriegswirren 
nicht von einem Verwandtenbe-
such zurück in die Limburger Hei-
mat reisen kann.

Im Buch von Christa Peter-
sen, mit einer Einführung ihrer 
Schwester Heidemarie Hartmann, 
werden die schrecklichen Ereignis-
se und Auswirkungen des Naziter-
rors und der wahnsinnigen Hitler-
barbarei der 1930/1940iger Jahre 
aus der Sicht eines unschuldigen 
Kindes erzählt.

Ein lesenswertes und bewegen-
des Buch, nicht nur für ältere Ge-
nerationen!

Christa Petersen 
Der Eiserne Heinrich, 108 Seiten
Herausgegeben vom 
Heimatverein Garbenheim

Deutsche Meisterschaft Fußball-ID in Wetzlar
Sportliches Highlight vom 11. bis 14. Juni in der Domstadt 

Wetzlar bereitet sich auf ein weite-
res sportliches Highlight vor. Vom 
11. bis zum 14. Juni 2013 kämp-
fen in der Sportstadt Teams um die 
Deutsche Fußballmeisterschaft der 
Fußballer mit einer intellektuellen 
Beeinträchtigung. „Wir sind gerne 
Gastgeber der Meisterschaften 
und freuen uns auf dieses große 
Ereignis“, erklärte Wetzlars Sport-
dezernent, Bürgermeister Manfred 
Wagner. 

Die Eröffnungsfeier der Deutschen 
Meisterschaften wird am 11. Juni 
um 18.30 Uhr im Rosengärtchen 
stattfinden. Es wird ein attrakti-
ves Rahmenprogramm geboten, 
das den hohen Stellenwert die-
ser Meisterschaften unterstreicht. 
Soviel kann bereits heute verra-

Artem Ghazaryan 
und Thomas Greifenstein

Alfred Reindl in seinem Element

ten werden: U. a. werden Artem 
Ghazaryan und Thomas Greifen-
stein mit von der Partie sein, die 
bereits bei vielen Veranstaltungen 
Zuschauerinnen und Zuschauer 
mit ihrer Performance, einer 
Kombination aus Akrobatik und 
Kunstturnen, begeistert haben. 

Für den fußballerischen Höhe-
punkt wird Alfred Reindl sorgen.
In seiner Show zeigt er außerge-
wöhnliche Fertigkeiten mit dem 
Ball: Bauchaufzüge mit dem Ball 
auf dem Kopf, den mehrfachen 
Nackentrick, Liegestütze mit dem 

Ball im Genick, usw. Jüngst bei der 
WM in Südafrika verzauberte er 
die Fans mit dem Vuvuzela-Fuß-
balltrick. Als krönendes Highlight 
schafft er 5 Kopfbälle pro Sekunde 
innerhalb seiner Kopfballweltre-
korddemonstration, sensationelle 
150 Kopfbälle in 30 Sekunden!

Daneben findet an diesem 
Abend auch die Auslosung der 
Gruppenpaarungen satt.

Die Wettkämpfe selbst werden 
im Wetzlarer Stadion und auf den 
Plätzen der Bezirkssportanlage in 
Büblingshausen ausgetragen.

Manfred Wagner: „Wetzlar ist 
eine Stadt des Sports. Dazu gehört 
der Breiten-, wie auch der Leis-
tungssport, aber auch der Behin-
dertensport. Ich freue mich sehr, 
dass in unserer Stadt die Deut-
schen Fußballmeisterschaften 
ausgetragen werden.“ 

Neben attraktiven Fußballspie-
len erwartet der Sportdezernent, 
dass die Meisterschaften auch 
ganz maßgeblich dazu beitragen 
werden, der gesamtgesellschaftli-

chen Herausforderung der Inklu-
sion sowohl Aufmerksamkeit als 
auch Auftrieb zu verleihen. Men-
schen mit Behinderungen werden 
mit ihren sportlichen Leistungen, 
mit ihrer Begeisterungsfähigkeit 
im Mittelpunkt stehen, werden das 
Stadtbild in den Tagen der Meister-
schaften prägen und gewiss viele 
Besucherinnen und Besucher da-
von überzeugen, dass die gelebte 
Inklusion ein Gewinn für alle dar-
stellt.

Sehr erfreut zeigte sich Wagner, 
dass es 2013 darüber hinaus in 
der Domstadt ein weiteres Sport-
ereignis geben wird, das Menschen 
mit einem Handicap einbezieht. 
So wird der Reit- und Fahrverein 
Wetzlar im Rahmen seiner tradi-
tionellen Dressur- und Springta-
ge im September auch die Deut-
schen Meisterschaften der Rei-
ter und Reiterinnen mit Handicap 
ausrichten. 

An dieser Stelle sollten wie in 
jeder Ausgabe dieser Zeitung die 
beliebten Limericks von Otto Mal-
fed stehen. Immer aktuell, immer 
mit einem konstruktiv-kritischen 
Blick auf die große und kleine Poli-
tik waren Ottos Limericks ein gern 
gelesener und wesentlicher Beitrag 
in den Wetzlarer Nachrichten. 
Doch leider starb Otto Malfeld am 
24. Februar 2013. 

Otto Malfeld, Jahrgang 1921, der 
als junger Mann die Schrecken des 
Krieges bei der Kriegsmarine er-
leben musste, kam in den Nach-
kriegswirren nach Wetzlar. Bei der 
Firma Leitz fand er seine berufli-
che Herausforderung und seit 1956 
wirkte er in der Sozialdemokra-
tischen Partei mit. Aufgrund der 
prägenden Erfahrungen seiner Ju-
gend war er ein glühender Demo-
krat und ein Verfechter für Frieden 
und Völkerverständigung.

Mit Leib und Seele setzte er sich 
für seine Stadt Wetzlar und sei-
ne Region ein. Sowohl als Stadt-

verordneter, als Stadtverordneten-
vorsteher, als Baudezernent und 
als letzter Bürgermeister der „al-
ten“ Stadt Wetzlar wirkte Otto Mal-
feld viele Jahre ehren- und haupt-
amtlich. Er setzte dabei Akzente, 
unter anderem bei der Altstadtsa-
nierung, dem Hessentag 1975 so-
wie den Städtepartnerschaften. 
Von 1972 bis 1976 war er Kreis-
tagsabgeordneter des Landkrei-
ses Wetzlar und von 1979 bis 1981 
noch einmal Kreistagsabgeordne-
ter des neu gebildeten Lahn-Dill-
Kreises und dort auch Kreistags-
vorsitzender. 

Otto Malfeld war Zeit seines Le-
bens Mitglied in vielen Vereinen 
und Institutionen. In der Mari-
nekameradschaft, dem Wetzlarer 
Kunstverein, dem Roten Kreuz, 
dem Kulturförderring, bei den Na-
turfreunden und in der Gewerk-
schaft war er teils Jahrzehnte Mit-
glied und über viele Jahre aktiver 
Gestalter. Vielen weiteren Vereinen 
und Verbänden gehörte er an und 
drückte damit seine Verbunden-

heit für deren Aktivitäten aus.
Seine politische Heimat war die 

SPD. Als Ehrenvorsitzender der 
Wetzlarer Sozialdemokratie ließ 
er es sich nicht nehmen, an na-
hezu jeder Vorstandssitzung des 
Stadtverbandes teilzunehmen und 
sich aktiv einzubringen, bis es sein 
nachlassender Gesundheitszu-
stand nicht mehr erlaubte. Er ge-
hörte zu den Wenigen, denen die 
Willy-Brandt-Medaille als höchste 
Auszeichnung, die die SPD verge-
ben kann, verliehen wurde.

Otto Malfeld ist gegangen. 
Was bleibt sind die Erinnerun-
gen an einen Mann, der unsere 
Stadt Wetzlar über viele Jahrzehn-
te mit unermüdlicher Einsatzbe-
reitschaft, großer Kompetenz und 
Überzeugungskraft geprägt und 
gestaltet hat. Otto Malfeld hat in 
seiner bescheidenen, aufrichtigen, 
sympathischen und ausgleichen-
den Art viele Freunde gefunden 
und war über die Parteigrenzen 
hinweg anerkannt und geschätzt. 
Alle die ihn kannten, werden sich 
gerne an ihn und an die guten, de-
tailreichen Gespräche mit ihm er-
innern. Die aufrichtige Anteilnah-
me gilt seiner Frau Gertrude und 
allen Angehörigen.

 Jörg Kratkey

Ottos Limericks . . .

Otto Malfeld an seinem 
90. Geburtstag mit Landrat 
Wolfgang Schuster
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